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Ar. 293. Halle, Mittwoch den 18. Dezember 1918. 2. Jahrgang
Des Rätekongreſſes

zweiter Tag.
Der Vorwärts ſchreibt über die geſtrige Störung des

Rätekongreſſes: Seit zwei Tagen tagt der Kongreß in Berlin.
Hat er die Macht oder hat er ſie nicht? Leider ſcheint es, als
hätte er nicht einmal mehr die Macht, ſeine Geſchäfte unge-
ſkört zu erledigen und ſeine Tagesordnung ſelbſt zu be-
ſtimmen. Wenn Ledebour durch Schimpfereien neun Zehntel
des Kongreſſes zur Empörung treibt, wenn Barths Ange
legenheiten, die im Kabinett noch gar nicht erledigt ſind, ohne
Rückſprache mit ſeinen Kollegen in die Oeffentlichkeit hinaus-
ſchleudert, um ſie gegen ſeine Kollegen auszuſchlachten, ſo
wird man das als ernſte Zwiſchenfälle einer vielbewegten Zeit
hinneh,nen; die Souveränität des Kongreſſes wird dadurch
nicht angetaſtet. Was ſoll man aber dazu ſagen, wenn eine
Schar Soldaten, die ſich mit Recht oder Unrecht als Vertreter
ihrer Kameraden vorſtellt, von der Straße in den Saal dringt,
Anträge ſtellt und verlangt, dieſe Anträge ſollen ſofort in zu
ſtimmendem Sinne erledigt werden? Auf dieſe Weiſe kann
nicht verhandelt werden. Die Regie einer kleinen Gruppe iſt
am Werk. Deutſchland in ein Tollhaus zu verwandeln.

Jn einem Antrag Reinertz-Kaſſel, der der Rätekonferenz
geſtern vorgelegt worden iſt, wird verlangt, am 29. Dezember
einen proviſoriſchen Präſidenten der Republik Deutſchland zu
wählen, deſſen Amtsdauer ohne weiteres an dem Tage endet,
an dem ein neugewählter Präſident ſich bereit erklärt, das
Amt zu übernehmen. Ein zweiter Antrag, ebenfalls von
Reinertz, bringt für das Amt des proviſoriſchen Präſidenten
Ebert und den Miniſterialdirektor Preuß in Vorſchlag.

Jn der Freiheit, dem Organ der Unabhängigen
W r wird über den zweiten Tag des Rätekonieben: Es war ein Tag ſteigender Erregung, und

Gereiztheit und allen Vaktienegwiſt beiſeite, ſo

handelt es ſich um die unerläßliche Sicherung der Revolu
tion, um die Beſeitigung der Reſte des militäriſchen Syſtems,
um die Erfüllung der Forderungen der revolutionären Sol-
daten. Der geſtrige Tag hat eine kritiſche Situation geſchaf
fen. Der Kriegsminiſter iſt gegangen. Seine Pflicht wäre
geweſen, die gegenrevolutionären Umtriebe im Keim zu er-
ſticken. Sein Fall beweiſt, daß an die Spitze des Kriegs
miniſteriums ein Mann gehört, der nicht als Offizier, ſondern
als Sozialiſt handelt. Die Situation drängt zur Entſchei
dung: dieſe kann nur ſein ein Weiterſchreiten auf der Bahn
der Revolution.

Ueber den Vorgang, auf den ſich obige Betrachtung des Vorwärts
bezieht, wird gemeldet:

Nach einer mit lebhaftem Beifall und Hochrufen aufgenommenen
Rede Eberts rückten etwa 30 Soldaten der Berliner Garnifon mit
Plakaten, die ihre rmationen angaben, in den Saal ein. Der
Sprecher gibt die Forderungen der Gardetruppen bekannt. Einſetzung
eines Oberſten Soldatenrates, zu ſammengeſetzt aus gewählten Dele-
gierten aller deutſchen Soldatenräte, der die Kommandogewalt ausübdt
über alle Truppen des Heeres und analog der Marine (Bravo), die
Rangadhzeichen ſind verboten (Bravo), die Offiziere find zu entwaffnen
(Sravol); das Verbot der Rangabzeichen aller Dienſtgrade tritt ein,
ſobald die heimkehrenden Truppen in den Kaſernen die Waffen nieder

legt haben. Für die Diſziplin ſind die Soldatenräte verantwortlich.So bitie, dieſe Anträge ſofart zu erledigen. z
Vorſitzender Seger: Wir nehmen dieſe Anträge entgegen undwerden ſie zur Dienſten ſtellen. (Rufe: ſofort.) Ein Soldatenrat

erklärt, daß die Anträge zur Beratung kommen würden, heute ſei es
aber nicht mehr möglich. (Lärm, es entſteht immer größere Unruhe im

uſe, die ſich zu ungeheurem Lärm ſteigert, als Ledebour das
ort nimmt, der die ſofortige Erledigung der Anträge fordert. Die

Mitglieder der ſozialiſtiſchen Mehrheitspartei ſchicken ſich an, unter
Proteſt den Saal verſaſſen. Ernenier Lärm. Haaſe mahnt zurRuhe und peenragt heute zu vertagen und morgen an erſter Stelle

dieſe Anträge zu beraten.)
Das Haus beſchließt unter tobendem Lärm die Verkagung. Der

Lärm hält noch mehr als eine Viertelſtunde an.
Rächſte Sitzung Mittwoch 9 Uhr.

Das Verdienſt an der
Revolution.

Herr Ledebour, der ſelbſt auf dem Parteitag der Unab-
hängigen Sturmſzenen hervorgerufen hat, hat geſtern
auch die Reichskonferenz der Arbeiter und Soldatenräte in
ſtürmiſche Wallung verſetzt, indem er Ebert und den Mehr-
heitsſozialiſten die Beſchimpfung ins Geſicht ſchleuderte, ſie
ſeien erſt Nutznießer des Belagerungszuſtandes, ſeit dem
9. November Nutznießer der Revolution und ſeit dem
6. Dezeinber Nutznießer der Gegenrevolution geweſen. Lede
bours Vorwürfe laſſen ſich leicht tragen; hat doch ſchon Bebel
von ihm erklärt, daß er noch nie einen taktloſeren Menſchen
kennen gelernt hätte. Aber vielfach tun ſich die Unabhängigen
etwas darauf zugute, daß ſie die Revolution vorbereitet und
gemacht hätten.

Es kann nichts falſcheres geben, als dieſe Behauptung.
Es muß demgegenüber immer wieder die Wahrheit feſtge
ſtellt werden, die folgendermaßen liegt: die Revolution war
urſprünglich eine reine Soldatenrevolution. Sie brach in Kiel
aus Fründen aus, die unmittelbar rein auf dem Gebiet der

See
e

Plan der Offiziere zur Wehr ſetzen, den ſie entdeckt zu haben
glaubten, die ganze Flotte in einem letzten Kampf mit wehen-
der Flagge untergehen zu laſſen. Von Kiel aus hat die Be-
wegung, wiederum als reine Matroſenbewegung, Hamburg
erfaßt. Sozialdgmnokraten und Unabhängige, Scheidemänner
und Ledebourigfer wurden davon in genau gleicher Weiſe
überrumpelt. Dann ſprang die Bewegung auf München über
und verbreitete ſich unregelmäßig aber ſchnell über das ganze
Reich. Städte, in denen kein einziger Unabhängiger vertreten
iſt, gingen im Sturz der alten Gewalten, Berlin voran.

Am 9. November waren die Regierungsplätze leer. Hätten
die Unabhängigen die Revolution organiſiert gehabt, wäre
nur eine Spur von Leitung und Planmäßigkeit vorhanden
geweſen, dann hätten ſie ſich im Handumdrehen der ganzen

getan, weil ſie unvorbereitet, weil ſie überraſcht waren.
Aber die Sozialdemokratie hat auch noch am 8. November

vor der Revolution gewarnt!? Das hat ſie in der Tat getan,
und ſie ſchämt ſich deſſen nicht einmal. Während des Krieges
hat die Sozialdemokratie immer daran gedacht, daß ihre
Feindſchaft gegen die herrſchenden Gewalten und ihre Kritik
der ungeheuren politiſchen Fehler, die jene begangen haben,
nicht ſo weit getrieben wurde, daß ſie Deutſchlands Niederlage
herbeiführte. Am 1. Oktober 1918 mußte gleichwohl Luden-
dorff Konkurs anmelden. Seit jenem Tage trat die Sozial
demokratie nicht mehr, wie bis dahin, für den ehrlichen, demo-
kratiſchen und Rechtsfrieden ein, ſondern unter dem Zwang
der Verhältniſſe für den raſcheſten Frieden um jeden Preis.
Von da ab galt ihre Sorge dem Ziel, nicht durch die revolu-
tionäre Bewegung den Abſchluß des Waffenſtillſtandes un-
möglich zu machen oder aufzuhalten. Deshalb bat ſie die
Arbeiter zu warten, bis die Nachricht vom Abſchluß des
Waffenſtillſtands eingetroffen war. Aber die Soldaten und
ein Teil der Arbeiter ließen ſich nicht mehr halten und ſchlugen
los. Gleichwohl hatte die Sozialdemokratie erreicht, was ſie

e, der nd war r en und unterzeichnet, als der Revolntionsſturm in Berlin losbrach.
Die Sozialdemokratie rühmt ſich nicht, die Revolution
gemacht zu haben. Es hat ſie niemand „gemacht“, es hat ſie
auch niemand organiſiert, niemand ihren Sieg vorbereitet,
niemand ſie wirkungsvoll propagiert. Denn nicht die Objekte
irgend welcher Propaganda, kleine Kreiſe, ſondern das ganze
deutſche Volk hat den Sieg der Revolution herbeigeführt.
Aber die Sozialdemokratie hat das Verdienſt, dafür geſorgt
zu haben, daß der große Umſturz unter verhältnismäßig
wenigen Blutopfern herbeigeführt wurde die Sozialdemo-
kratie hatte die militariſtiſche Regierung ſo ausgehöhlt, daß
dieſe ausdrücklich das Schießen auf das Volk verbot und die
Sozialdemokratie hat den Waffenſtillſtand aus dem Strudel
der revolutionären Ereigniſſe gerettet. Sie hat ſich damit
wiederum als guter Anwalt der Volksintereſſen erwieſen.

Nutznießer des Belagerungszuſtands? Aber ihre großen
Siege, den Rieſenaufſchwung ihrer Preſſe und ihrer Organi-
ſation erlebte die Sozialdemokratie gerade nach dem Fall des
Belagerungszuſtandes! Nutznießer der Revolution? Aber
die Sozialdemokratie hat eine ungeheure Verantwortung
übernommen und wird von allen Dummheiten der Ledebour-
leute und gewiſſer grüner Jungen vom Offizierkorps mit
betroffen. Und Nutznießer der Gegenrevolution? Sie ſpielt
ſich nur in den Köpfen von Ledebour und Braas ab, die ſich

plötzlich zur proletariſchen Einheit, zum Spartakusbunde hin-
gezogen fühlen.

Der Rätekongreß hat mit dieſen Kampfhähnen und recht-
haberiſchen Zänkern jetzt genug Zeit vertrödelt. Auf der

riegführung lagen. Die Matroſen wollten ſich gegen den

Tagesordnung ſteht die Zukunft des deutſchen Volkes, nicht
Ledebours Verdienſte um die Revolntion. Zur Sache!
Zur Sachel!

Zur Frauenagitation!
Freut Euch Eurer Freiheit, Frauen und Mädchen!

Jm neuen Deutſchland ſeid ihr vollgültige Mitglieder
der menſchlichen Geſellſchaft, gleichberechtigte Bürger ge-
worden, nachdem der alte Staat euch ſolange wie Kinder, wie
Unmündige behandelt hat. Jetzt könnt Jhr mitarbeiten am
öffentlichen Leben, nicht mehr nur als Zuſchauer wie bisber,
ſondern Schulter an Schulter mit dem Manne. Jhr könnt
und müßt helfen, auf den Trümmern der Vergangenheit eine
glückliche Zukunft aufzubauen! Dazu iſt es nötig, daß Jhr
rege teilnehmt am öffentlichen Leben, daß Jhr jede Gelegen-
heit ergreift, durch Leſen der Preſſe, durch Beſuch der Ver-
ſammlungen, durch Meinungsaustauſch mit Männern und
Frauen, Euch über alles zu unterrichten. Dazu gehört auch,

daß Jhr Mitglieder der Sozialdemokratiſchen Partei
werdet, die von jeher für Eure Rechte eingetreten iſt!

Haß, Neid und Zwietracht waren bisher die Leitmotive
der inneren und äußeren Politik. Wer hätte mehr unter
dem Produkt dieſer Politik, dem mehr als vierjährigen
Kriege gelitten, als Jhr Frauen! So mancher liebe Menſch,
wenn nicht gar der liebſte, den Jhr hattet, iſt Euch geraubt
worden. Eure Kinder mußtet Jhr frieren, hungern laffen!
Jetzt gilt es eine Brücke zu ſchlagen über die Flut von Haß,
die ſich zwiſchen die Völker geworfen hat, eine Brücke der
Verſöhnung von Menſch zu Menſch, von Volk zu Volk! Daran
müßt Jhr mithelfen, Jhr Frauen ſeid dazu berufen, daß die
Politik, an der bisher ſoviel Schmutz haftete, zu einer Reli-
gion der Nächſtenliehe werde!

Luiſe Schröder, Altona.

Regierungsgewalt bemächtigen können. Sie haben es nicht.

n

Die deutſchen Verluſte im
Weltkrieg.

Jn Ergänzung früherer Mitteilungen über die Höhe der
deutſchen Verluſte im Weltkrieg können wir über die Ge-
ſamtziffer der deutſchen Verluſte vis zum 30. November 1918
die folgenden authentiſchen Zahlen mitteilen:

1600 000 Tote
203 000 Vermißte
618 000 Gefangene

4064 000 Verwundete
6490 000 Geſamtverluſt

Vern, 18. Dezember. Der Jnformation zufolge teilte
Tardieu mit, daß Frankreich im Kriege 1800000 Tote ge
habt habe.

Die Schuldfrage am Kriege.
Jn Regierungskreiſen neigt man immermehr der Auf-

faſſung zu, daß die Erörterung der Frage der Schuld am
Kriege ſich auch für uns nicht mehr umgehen läßt. Frank
reich ſucht einſeitig dem Deutſchen Reiche die Schuld am
Kriege zuzuſchieben. Es geſchieht dies zu dem Zwecke, die
Forderungen an Deutſchland immer weiter hinaufzutreiben.
Die franzöſiſche Regierung und die franzöſiſche Preſſe argu
mentieren heute ganz ſo, als ob es niemals eine Einkreiſungs-
politik gegeben hätte, als ob die Enthüllungen des Suchom-
linowProzeſſes nie dageweſen wären und als ob alle übrigen
Beweiſe für die Kriegswirtſchaft der Entente nicht exiſtier-
ten. Für Deutſchland ſei die Erörterung der Schuldfrage eine
Not wendigkeit geworden, wenn man die dieſes wohl
berechneken Vorgehens Frankreichs aus dem

Pariſer Kriegseverletzte demonſtrieren
für die deutſche Vepublik.

Bern, 17. Dezember. Franzöſiſchen Blättern zufolge, ſammelte
ſich, am Sonnabend nachmittag in Paris auf den äußeren Boule
vards am Montmartre eine Gruppe von Kriegsverſtümmel-
ten zu einem Umzuge, der ſich unter Rufen: „Es lebe die deutſche
Nepublik!“ in Bewegung ſetzte.

Fußgänger verſuchten, die Manifeſtanten niederzuſchreien und
ihnen die mitgeführten Schilder zu entreißen, von denen einige
die Aufſchrift trugen: „Es lebe der Frieden“. Die Manifeſtanten
verſuchten wiederholt, auf Umwegen auch über die inneren Boule-
vards zur Wohnung Wilſons zu gelangen. Jn der Rue du
Rhone gelang es ihnen, die Polizeiſperre zu durchbrechen, ſie
wurden aber bon republikaniſcher Garde vor der Wohnung Wliſons
zurückgetrieben. Jmmer wieder bildeten ſie einen Zug, der
ſchließlich gegen Abend zur Place de la Republique zog, wo die
Teilnehmer unter den Rufen „Es lebe der Frieden!“ „Nieder mit
dem Krieg!“ und mit n der Jnternationale demonſtrierten.

Sie ſtießen hier auf Truppen, Polizei und republikaniſche
Garde, die äußerſt brutal vorgingen und viele Verhaftungen vor-
nahmen, wobei mehrere Perſonen verletzt wurden. Ein ausführ-
licher Bericht im Progres Lyon wurde von der Zenſur geſtrichen.
Die Humanite beſchwert ſich über das ſcharfe Vorgehen der Polizei.

Das Ende des Spartakusunfugs
in Veukölln.

Jn einer Verhandlung mit der aus dem Rathaus verjagten
Spartakusgruppe wurde vereinbart: Die Vertreter des Arbeiter-
und Soldatenrats Neukölln erklären, daß neue Wahlen zum
Arbeiter und Soldatenrat in kürzeſter Friſt, ſpäteſtens bis 15. Jan.
1919 vorgenommen werden. Der Arbeiter und Soldatenrat iſt
bereit, die in die Exekutive der Regierung eingreifenden Ver-
fügungen ſofort zurückzunehmen. Weiteren Tagungen
der Stadtverordnetenverſammlungen ſtellt der Arbeiter- und Sol
datenrat nicht s in den Weg. Jm übrigen ſteht ihm das Kontroll
recht zu, wie es in den Richtlinien des Vollzugsrats feſtgelegt iſt.
Am 17. Dezember werden die vier Sitze im Vollzugsausſchuß Neu
kölln ſowie die zehn Sitze im efeg Arbeiter- und Soldatenrat,
die bisher von Urlaubern und Deſerteuren beſetzt waren, an die
Vertreter vom Jnfanterie- Regiment 64 ab getreten. Die Ver-
treter des Jnfanterie- Regiments Nr. 64 erklären: Die Truppen
des Regiments werden ſofort in ihre Unterkünfte zurückgenommen,
ebenſo die Soldatenwehr.

Liebknecht bei den Garde-Küraſſieren.
Auf Einladung des Kommandeurs der Garde-Kürafſiere, Major

v. Landsberyg, hielt Liebknecht geſtern einen Vortrag in der
Kantine des Regiments. Zu dieſer Einladung gab die von Lieb-
knecht aufgeſtellte Behauptung Anlaß, die Garde-Küraſſiere ließen
ſich zu jeder gegenrevolutionären Treiberei, von ihren Offizieren be
nutzen. Als zweiter Redner war Heilmann von den Mehrheits-
ſozialiften gewonnen. Nach einigen einleitenden Worten das Majors
v. Landsberg ergriff Liebknecht das Wort. Liebknecht war ſichtlich
von ſeiner nervöſen Haſt befallen. Wiederholt beklagt er ſich dar
über, daß er für einen Vortrag nur 35 Minuten Zeit bewilligt er-
haſten habe Trotzdem dauerte ſeine Rede nahezu anderthalb
Stunden. Den Schluß bildete der übliche Appell an die allgemeine
ſozialiſtiſche Weltrevolution. Der zweite Redner Heilmann forderte
die Küraſſiere in ſeiner Rede auf, am Wahltage zu beweiſen, ob ſie
für Liebknecht oder für die Mehrheitsſozialiſten ſich iden
wollen. Zum Schluß dankte Major v. Landsberg beiden rn
und teilte mit, daß bei einer demnächſt ſtattfindenden zweiten Verſammlung auch ein Vertreter der bürgerlichen Se morre-
tie zu Worte kommen ſoll. 7
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Die Veichskonfererenz
der A. u. S.-Räte,

(Fortſetzung.)
Moayezzs vom Vollzugsrat erſtattet den

Kajſenbericht.
Sr teilt u. a mit daß von einem jungen Mann aus einem Bank

inſtitut dem g. aus einem Fonds 450 000 Frank überwieſen
Die Geſamt-

en 650 290.35 M., die Geſamtausgaben 414 178.82 M.
hohen Gehältern tragen die ſoldatiſchen Mitglieder

worden ſind, a
einnahmen
Viel Schuld an
des Vollzugsrates.

erdem 30 000 M. polniſches Geld.

Volksbeauftragter Diktmann:

Die Militärautokratie gehört der Vergangenheit
en. Die onarchien in den Bundesſtaaten ſind beſeitigt, Deutſchland iſt
Republik. Soldaten und Arbeiter haben das alte Syſtem geſtürzt, ſie

die Träger des Neuen und Werdenden. Jn ihren Händen liegt
die politiſche Macht, ſie haben überall Regierungen eingeſetzt, die

r Kontrolle unterſtehen. Die Revolution iſt das Werk von So-
iſten, und ihr ruhiger Verlauf iſt ein Erfolg der Schulung der
ſſen durch die Sozialdemokratie In der Regierung ſind beid:

ſozialiſtiſche Parteien gleichmäßig vertreten, ſomit iſt die Regierung
getragen von dem Vertrauen, das die beiden ſozialiſtiſchen Parteien in
den A. und S.-Räten und in den Volksmaſſen genießen. Auf dieſem
Vertrauen beruht auch die moraliſche Macht der A. und S. -Räte ſelbſt.
Sogar die Vertreter der geſtürzten Perteien erkennen an, daß außer der
Sozialdemokratie keine Partei vorhanden iſt, die jetz die Reichsgeſchäfte
übernehmen kann. Deshalb darf die Reichsregierung mit vollem Recht
vor Jn und Ausland erklären, die Beauftragten des Volkes zu ſein.
Seit das Reich beſteht, hat es noch nie eine Regierung gehabt, die ſo
feſt im Volk verankert und ſo von ſeinem Vertrauen getragen iſt, wie die
gegenwärtige. (Beifall.)

Vollzugsrat hat die Kontrolle, und die Regierung die Exekutive.
Erſt allmählich iſt es gelungen, Kontrolle und Exekutive zu ſcheiden. Jn
den erſten Wirren der Revolution hat der Vollzugsrat mancherlei Recht
ausgeübt, die nicht Sache der Kontrolle, ſondern der Exekutive ſein
müſſen. Daraus haben ſich mancherlei Unſtimmigkeiten ergeben, und
einzelnes darüber hat Müller von ſeinem Standpunkt aus vorgetragen.
Es ſcheint mir nicht notwendig, nachträglich auf ſolche Dinge einzu

die geregelt ſind. Deshalb nur wenige Worte darüber: Das
ntlaſſungsgeſuch des Staatsſekretärs Dr. Solf iſt ge

nehmigt, doch iſt er gebeten worden, das Amt ſolange writerzuführen,
bis die Verhandlungen mit ſeinem Nachfolger abgeſchloſſen ſind. Ge
noſſe David iſt nie vom Rat der Volksbeauftragten oder von ſonſt je
mand mit der Prüfung der Aklen im Auswärtigen Amt beauftragt
worden; dieſe Prüfung iſt zunächſt dem Genoſſen Karl Kautsky über-
tragen worden, und dann iſt noch Genoſſe Dr. Quarck aus Frank
furt a. M. hinzugezogen worden. Die Behauptung, die Müller vorge-
tragen hat, wichtige Akten ſeien verbrannt worden, iſt aus uns zu
Ohren gekommen. Kautsky hat erklärt, er habe keinerlei Anzeichen
dafür gefunden, daß Akten vernichtet worden ſeien, er habe vielmehr
weit mehr vorgefunden, als er erwartet habe.

Müller meinte, hinter dem Kabinett ſtände die ganze bürgerliche
Preſſe. Da muß er wohl andre bürgerliche Blätter zu Geſicht be-
kommen als ich und meine Kollegen. Der Hauptmann Lorenz iſt nicht
freigelaſſen auf Grund des Verlangens des Kriegsminiſters, ſondern
auf Grund eines einſtimmig gefaßten Beſchluſſes einer vom Vollzugs-
rat gewünſchten und vom Rat der Volksbeauftragten eingeſetzten Kom-
miſſion aus drei Juriſten. Schließlich iſt eine Vereinbarung zwiſchen
Vollzugsrat und Rat der Volksbeauftragten zuſtande gekommen, wonach
dem erſteren die Kontrolle und das Recht der Berufung und Abbe-
rufung der Mitglieder des Rates der Volksbeauftragten zuſteht, dem
kehteren aber die Exekutive. Auch dies iſt ein Proviſorium. das
nunmehr ſein Ende erreicht, indem an die Stelle des Vollzugsrats der
Zentralrat tritt, den ſie wähten werden. Die Reichsregierung hat mit
dem Vollzugsrat zuſammen zu arbeiten geſucht, um alle Differenzen
auszugleichen, und ſie wird auch mit den neuen Zentralrat im gleichen
brüderlichen Geiſt zuſammenarbeiten.

Das erſte Werk der neuen Reichsregierung war die Einſtel
lung der vierjährigen Menſchenſchlächterei,

der Waffenſtiſlſtand.
Seine harten Bedingungen follen mit voller Wucht auf die Träger des
alten Syſtems, die Deutſchlard in den Zuſtand verſetzt haben, in wel
chem ſolche Bedingungen geſtellt werden konnten und angenommen
werden mußten, wollten wir nicht unſer Volk völliger Vernichtung
preisgeben. So war dieſer erſte Akt der Regierung von eiſerner Not
wendigkeit diktiert, und auch weiter ſind wir auf Schritt und Tritt ge
feſſelt durch die verbrecheriſche Politi? des alten Syſtems. Was läge
ſonſt näher, als der politiſchen Umwälzung ſofort die wirtſchaftliche
folgen zu laſſen. Hätte das deutſche Volk

vier Jahre früher reinen Tiſch gemacht. ſo würde die Sozialiſierung
ein Kinderſpiel ſein

gegenüber den Schwierigkeiten, die ſich ihr heute entgegenſtellen. Zu
nächſt gilt es, den Vorfrieden und dann den ſchnellen endgültigen Frie-
den, der die erſte Vorausſetzung für die Geſundung unſeres Wirt'chafts-
lebens und die Hebung der Produktivität iſt, die wiederum unerläßlich
äſt für die Sozialiſierung. Die Umſtellung der Produktion auf den
Friedensbedarf iſt eine langwierige unproduktive Arbeit. Dazu kommt
noch der gefährliche Mangel an Rohſtoffen und Hilfsmitteln aller Art.

Die Herbeiſchaffung von Lebensmitſeln aus dem Auslande iſt daher
die dringendſte Forderung.

Es beſteht die Hoffnung, mit Hilfe Amerikas die notwendigen Lebens-
mittel bald hereinzubekommen. Daneben gilt es, die Produktion wie-
der in Gang zu bringen. Vor dem Kriege lebten wir in einer Welt
voll Reichtum und brauchten ſelbſt länger dauernde Störungen der Pro-
duktion nicht zu fürchten. Anders iſt es jetzt. Trotzdem wird alles
geſchehen, um bei Betrieben, die dafür reif ſind, die Sozialiſierung un
geſäumt in die Hand zu nehmen. Es ſind auch Maßnahmen getroffen,
um die Verſchleppung von Kapital ins Ausland zu hindern. Die Ge-
ſellſchaften müſſen 80 Prozent ihres Gewinnes reſervieren; ein neues
Kriegsgewinngeſetz iſt in Vorbereitung, um die großen Kriegs-
gewinne reſtlos fortzuſteuern. Ein neues Einkommenfteuergeſetz, wel
ches die Erbſchaften, Einkommen und Vermögen weit ſtärker erfaßt,
iſt in Vordereitung.

Ein neues Reichsamt, das Demobiliſierungsamt hat bereits
eine Anzahl Verordnungen erlaſſen, um die Aufnahme der Frie
densarbeit zu ermöglichen. Erſt nach Ueberwindung der Ueber
gangswirtſchaft wird der Sozialismus ſich voll entfalten und dem
Volke Kultur und Wohlſtand bringen können. Zunächſt iſt des
Volkes Los Armut und Entbehrung als Folge der vielfährigen ver
brecheriſchen Kriegspolitik. Das iſt eine ſchmerzliche Wahrbeit, die
wir aber offen ausſprechen müſſen. Die politiſche Befreiung follte
auch die ſoziale Erlöſung bringen. Aber durch den vierfährigen
Krieg iſt alles verwüſtet. Wer ſich in die Seele des Arbeiters ver
ſetzen kann, wird ſich nicht wundern, daß die Arbeiter das nicht
ſogleich faſſen können, un ddaß ſich ihr Jnnerſtes dagegen auf
bäumt, daß ſie auch jetzt wieder die Leidenden und Entbehrenden
en ſollen. Sie müſſen aber dieſer Tatſache ruhig ins Auge ſehen.
Ihnen fällt kein Reichtum mühelos in den Schoß, ſie müſſen von
neuem erſt Werte ſchaffen. Die durch die Arbeit in der Vergangen
e geſchaffenen Werte werden gebraucht zur Bezahlung der

iegsſchulden, und auch ein Teil der Arbeiter-Zukunft wird dazu
verwandt werden. Keine Reichsregierung kann daran etwas ändern.

Daher ergibt ſich für die Arbeiter die Notwendigkeit, alles zutun, daß die Produktion wieder aufgenommen wird. Jeder Streik

wendet ſich deshalb jetzt gegen die Arbeiter felbſt! Jm engſten
Zuſammenhang damit ſteht die militäriſche Demobiliſierung. Die
Regeirung hat angeordnet, daß alle Truppen ſofort in die Heimat

rückgeführt werden. Zu dieſem Zweck haben ſich die Oberſte
eresleitung und der Kriegsminiſter bereit erklärt, im Amte zu

bleiben. Zu dieſem Zweck hat auch die Regierung in ihrem miß-
deuteten Telegramm an die Oberſte Heeresleitung ausgeſprochen,
daß bei der Zurückführung der Truppen die Diſziplin aufrecht er

er braven Soldaten wären

J

ſchiedene Offiziere haben ſich beim Rückma ge rote Fahnenund Abzeichen gewandt und A. und e a n Die Reichs
regierung iſt ſofort dagegen re Trotzdem kommen ſolche
Dinge noch täglich vor. Zweifellos herrſcht in einem großen Teil
des Offizierkorps noch der alte Geiſt und manch Offizier hegt
gegenrevolutionäre Gelüſte. Und manche Truppenteile ſind noch un
aufgeklärt. Aber in allen ſolchen Fällen hat ſich bisher gegzeigt, daß
die überwiegende Mehrheit der Soldaten keine Gegenrevolution will
Sehr richtig!), daß die Soldaten, ſobald ſie Fühlung mit dem Volke

ben, zu dem Volke übergegangen ſind. Trotzdem müſſen Sie vor
allen Putſchen auf der Hut ſein, aber man ſoll wahhfam und nicht
überängſtlich ſein.

Mit der fortſchreitenden Demobiliſierung ergibt ſich die Not
wendigkeit, zur Sicherung der Revolution eine Volkzwehr zu
ſchaffen, und die Regierung hat daher einen Aufruf zur Bildung
einer freiwilligen Volkswehr von zunächſt 11 000 nun erlaſſen.
Für das jetzige Heer iſt die Militärgerichtsbarkeit von Grund aus
organiſiert worden und weiter iſt eine weitgehende Amneſtie er
laſſen worden. Verſammlungs und Preßfreiheit iſt hergeſtellt, der
Velagerungszuſtand aufgehoben worden. Ausgenutzt wird die
Preßfreiheit von rechts und lin?s gegen die Regierung. Aber die
Regietung fürchtet ſich nicht vor dem Mißbrauch der Preßfreiheit
und wird ſich gegen jede Unterbindung dieſer Freiheit wenden. Die
Ausnahmebeſtimmungen gegen das Geſinde und die Landarbeiter
hat die Regierung ſofort aufgehoben, ebenſo das Hilfs-
dienſtgeſetz. Das Wahlrecht hat ſie in denkbar weiteſtem
Maße ausgeſtaltet. In derſelben Verordnung hat die Regierung
einſtimmig die Einberufung einer verfaſſunggebenden Natio-walverfa mlung in Ausſicht geſtellt. Leider iſt ſie dadurch
diskreditiert worden, daß die ganze Reaktion nach ihr ge
ſchrien hat. Für ſie iſt die Nationalverſammlung die einzige Mög-
tichkeit, wenigſtens einen Teil der verlorenen Macht zurückzuge
winnen. Aber dadurch dürfen ſich die Arbeiter nicht beirren
laſſen. Auf die Dauer kann ſich keine Regierung im neuen deut
ſchen Reich behaupten, hinter der nicht die Mehrheit des Volkes
ſteht. Die gegenwärtige Regierung ſtützt ſich das Vertrauen
des Volkes und ſie hat das größte Jntereſſe, dieſe Tatſache ſo bald
als möglich vor aller Welt zu beweiſen. Daher iſt die Nationalver-
fammlung ſo zeitig einzuberufen als es praktiſch möglich ift.

Hierüber beſtehen allerdings Meinungsverſchiedenheiten. Man
verlangt ihre ſchnellſte Einberufung mit Rückſicht auf die inter
nationale Lage, auf den Kredit des Reiches, ferner gegen die ſepa
ratiſtiſchen Tendenzen, und um die Diktatur durch geſetzliche Zu
ſtände abzulöſen. Gegen ihre frühere Einberufung wendet man
die Unmöglichkeit ein, die Kriegsgefangenen und die noch nicht
zurückgeführten Truppen von der Wahl auszuſchließen. Ferner die
Ungewißheit, ob im Elſaß und in den beſetzten rheiniſchen und
polniſchen Gebieten unbeeinflußt gewählt werden kann, weiter die
techniſche Unmöglichkeit zuverläſſiger Wählerliſten und die Not
wendigkeit, die aus dem Felde Zurückkehrenden über die Vorgänge
in der Heimat aufzuklären. Man hat ſich ſchließlich auf den
proviſoriſchen Termin des 16. Februar geeinigt, der aber Jhrer
endgültigen Beſchlußfaſſung vorbehalten iſt. Die Regierung will
alle Garantien für eine vollkommen freie Wahl ſchaffen. Das
hält ſie für das beſte Mittel, um eine ſozialiſtiſche Mehrheit zu
erreichen. Daß dies Ziel erreichbar iſt, zeigt der Ausfall der Wahl
in Mecklenburg und Anhalt. Was dort möglich iſt, wird auch im
übrigen Deutſchland nicht unmöglich ſein. Deshalb, Genoſſen, habt
Vertrquen zum Volke! (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.)
Hie Kapitalismus, hie Sozialismus wird die Loſung im Wahl
kampf bleiben! Deshalb gilt es für das ſozialiſtiſche Proletariat,
in gemeinſamer Kampffront dem Gegner gegenüberzutreten. (Bei
fall und Händeklatſchen.) Kein Atom von Kraft ſollte vergeudet
werden im Bruderkampf. (Beifall und Händeklatſchen) Die
Nationalverſammlung ſoll das kommende Grundgeſetz, die künftige
Reichsverfaſſung feſtlegen, in ihr die Errungenſchaften der ge
meinſam durchgeführten Revolution feſt zu verankern, muß die lo-
giſche Konſequenz unſerer gemeinſamen Arbeit ſein. Deshalb hat
die deutſche Arbeiterſchaft jetzt zu zeigen, daß ſie wahr machen
will das Wort Freiligraths:

„Wir hämmern feſt das alte morſche Ding, den Staat,
Die wir von Gottes Zorne ſind, das Prolkcigriagt!“

(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.)

Es wird in die
Beſprechung

eingetreten.

Klaus COffenbach: Der Behauptung des Geſchäfisberichts,
daß ſchon lange beſchloſſen war, die Revolution zu machen, u ich
widerſprechen. Eine Revolution läßt ſich nicht machen. Man kann
der Meinung ſein, daß ſie ausbricht, aber einen Tag dafür feſt
ſetzen kann man nicht. Die alte Regierung hat das Denken und
Fühlen der Menſchen außer Rechnung geſtellt und iſt deshalb
zuſammengeſtürzt. Jetzt kann ſich keine Regerung, die nicht von
dem Mehrheitswillen des Volkes getragen iſt, halten. Unfere Re
volution iſt eine ſoziale. Aber wollten wir heute die Sozialiſierung
in Bauſch und Boden durchführen, ſo würde das manchen Kapi-
taliſten ſehr recht ſein und wir würden uns ſelbſt ſchädigen. Für
uns kann es nur eine Uebergangszeit geben, zu einem wahren
Sozialismus, und wir müſſen mitarbeiten, damit er unſeren Nach-
kommen beſchieden iſt.

Gerber Vertreter des Groß- Berliner Soldatenrates) geht
auf die Vorgänge bei der Einſetzung des Vollzugsrates ein, auf
deſſen paritätiſcher Zuſammenſetzung aus den beiden ſozialiſtiſchen
Parteien gerade die Soldaten beſtanden haben.

Es läuft ein Antrag ein, der die Abweiſung der ruſſiſchen
Delegierten durch den Rat der Volkabeauftragten verurteilt, und
der ruſſiſchen Räterepublik brüderliche Grüße übermittelt.

Limbertz- Eſſen proteſtiert gegen die Arbeit des Vollzugs-
rates und die Zumutung, hier bis zum 25. Dezember zu tagen.
Wir müſſen in 2-8 Tagen fertig ſein und ſo ſchnell wie möglich
heimkehren, denn es brennt uns der Boden unter den Füßen.
(Lebhafter Beifall.) Auch die bohen Diäten können nicht locken.
Kraſſe Beiſpiele aus der Tätigkeit des Vollzugsrates und ſeiner
Kuriere rufen allgemeine Erregung und Heiterkeit hervor. Die
Regierung ſollte Reichskommiſſare in die zu monopoliſierenden Jn-
duſtrien ſenden, da dort wertvolles Material für die Sozialiſierung
gewonnen werden kann. (Lebhafier Beifall.)

Geyer- Leipzig beantragt ſofortige Entwaffnung der Gegen-
revolution.

Der Antrag, Karl Liebknecht und Roſa Luxemburg mit be
ratender Stimme zuzulaſſen, wird erneut geſtellt.

Unfried- Stuttgart begründet dieſen Antrag damit, da
das Wahlſyſtem in Berlin nur den in einem Betrieb beſchäftigten
Perſonen das Wahlrecht gibt. Bei einem gerechteren Wahlkrecht
wäre es den Spartakusleuten ſicher gelungen, Liebknecht und Roſa
Luxemburg in den Kongreß gu entſenden.

Lüde mann führt aus, daß dieſe Beſtimmung in das Wahl
reglement aufgenommen worden ſei auf Drängen der Kreiſe,
welche Liebknecht naheſtellen, und gegen den Proteſt der Mehrheits-
ſozialiſten. Wegen der zu befürchtenden Konſequenzen bittet er,
den Antrag abzulehnen.

Der Antrag wird unter ungeheurem Lärm, in den auch die
Tribünen einſtimmen und der minutenlang fortdauert, abge
lehnt.

Ein bayriſcher Delegierter fordert Beſtrafung von
Ludendorff und Tirpitz nicht durch Erſchießen, ſondern durch Ver
hängung von Kerkerſtrafen. Er ermahnt zur Ruhe und Ordnung
und Wahrung der Reichseinheit. Nötig iſt die ſchnelle Einberufung

tragten gerſchteten Angriffe in der Angelegenheit des Hauptmanns
Lorenz entſchieden zurück.

Volksbeauftragter Dittmann berichtigt ſeine Ausführungen
in der Angelegenkeit Lorenz dahin, daß die Aufheöung der Haft
nicht einſtimmig von der Unterſuchungstkommiſſion beſchleſſen wor-dalten werden muß. Millionen un

ſonſt noch in Kriegsgefangenſchaft aten. (Sehr wahr!) Ver- den ſei, ſondern daß ein Mitglied dagegen geſtimmt habe.

Vorſitzender Leinert teilt mit, daß die Mandatsprüfungs
kommiſſion eine Reihe von Mandaten e und bean

äufigtragt hat, die Auszahlung der Diäten vor
Schluß: 6 Uhr.
Nächſte Sitzung: Dienstag 9 Uhr vormittags.

weiter Tag.
Berlin, 17. Dezember.

Leinert eröffnet die Sitzung um 9 Uhr 15 Minuten. Daz
Haus iſt wieder gut beſucht.

Vorſitzender Leinert teilt mit, daß ſich eine Demokratiſche
nruhe.) Jch bitte Sie,Fraktion gebildet hat. (Hört, hört! und

laſſen Sie doch jedem Geſinnungfsfreiheit.
Nach Erledigung einiger geſchäftlichen Angelegenheiten wird
Dis kuſſion über den Bericht des BVollzugsrat fortge-

ſetzt.
Hermann Müller vom Veollzugsrat ſtellt dem Vorſitzenden

Richard Müller, bezugnehmend auf die Behauptung bürgerlicher
Blätter, er habe ſich und ſeine r bereichert, das Zeugnis
eines jederzeit hilfsbereiten Genoſſen aus. Der wahre Untergrund
zu der Mißſtimmung gegen den Vollzugsrat iſt die falſche Auf-
faſſung, daß er entgegen dem Standpunkt der Regierung gegen die
Nationalverſammlung ſei. Richard Müller trägt ein groß Teil
Schuld daran ſelbſt, denn nur über ſeine Leiche ſollte jeder Weg
zur Nationalverſammlung gehen. Scharf verurteilt Redner die
volitiſche Propaganda des Vollzugsrates. Das ſei Sache der beiden
volitiſchen Parteien. Hier muß eine ſcharfe Trennung vollzogen
werden. (Beifall.) Jch ſehe keinen Grund für die Befürchtung, daß
die Errungenſchaften der Revolution in Gefahr ſeien. Jſt das
Proletariat einig, ſo wird es die Kraft haben, jede Gegenrevolution
mit eiſerner Fauſt niederzuſchlagen. (Stürm. Beifall.)

Es wird ein Antrag geſtellt und angenommen, mit Rückſicht
auf die umfangreiche Rednerliſte ſollten die einzelnen Landsmann-
ſchaften nur einen Redner ſtellen.

Niekiſch-Augsburg: Nach den geſtrigen Demonſtrantionen der
Liebknechtianer kann man es verſtehen, daß ſie manchmal zu der
Anſicht kommen, als hätten ſie die Macht. Aber Berlin iſt nicht
das Reich! (Beifall.) Jn Bahern ſind ſeine Anhänger ſehr dünn
geſät. Was berechtigt den Vollzugsrat, ſich das Kontrollrecht über
die Regierung anzumaßen? Selbſt Eisner will den Räten unter
keinen Umſtänden die Exekutive einräumen. Sollen die Volksbeauf-
tragten vom Vertrauen des Volkes getragen ſein, ſo bedürfen ſie
auch der vollſtändigen Bewegungeéfreiheit. Wir Bayern wünſchen,
daß alles Trennende beiſeite geſtellt und gemeinſam marſchiert
wird. (Lebh. Beifall.)

RabeBrandenburg: Die Reichseinheit iſt durch die Tätigkeit
des Vollzugsrates ſehr oft in ſchwere Gefahr gekommen. Dieſe
Geldwirtſchaft iſt ein Verbrechen. Warum hat man nicht eins von
den vielen Bureaus des Vollzugsrates mit der Kontrolle der Finan
zen beauftragt? Wir haben Gottſchling als tüchtigen Kameraden
kennen gelernt, auch Brutus iſt ein ehrenwerter Mann (Heiterkeit),
aber warum haben ſie nicht für Reformen geſorgt? Wir müſſendas Vertrauen zu uns ſelbſt gewinnen. (Lebh. Veiſall.)

Es wird beantragt, den geſtern eingereichten Antrag auf
Entwaffnung der Gegenrevolution ſo zur Diskuſſion zu ſtellen,
daß der Antragſteller 20 Minuten Redezeit zur Begründung er
hält. Der Antrag wird abgelehnt. (Zurufe von den Tri-
a Jhr ſeid Helden! Jhr habt ja Angſt! Lachen im
Haufe.

BraasRemſcheid: Wie ſtellt ſich der Rat der Volksbeauftragten
zur Gegenrevolution? Man ließ die Offiiziere angeblich auf ihren
Poſten, um den Rückmarſch der Truppen ordnungsgemäß zu leiten.
Sie haben aber die A. und S.-Räte aufgelöſt, ihre Fahnen ver
brannt und ihre Flugblattverrbeiter verprügelt. (Zuruf: Namen
nennen! Sie geben mir ja keine Zeit dazu. Lachen im Hauſe.)
Unter dem Schlagwort des Bolſchewismus hat man nicht nur von
ſeiten der Bürgerlichen, ſondern auch von den Rechtsſozialiſten

vorzunehmen.

die Truppen aufgehetzt. Was haben die Volksbeauftragten gegen
die reaktionären Generale getan? Nichts! Es liegt Syſtem in der
Sache! An Hand von bekannten Befehlen uſw. weiſt Redner auf
das gegenrevolutionäre Treiben einzelner Generale hin. Warum
hat man nur einen und nicht alle Generale der Konterrevolution
abgeſetzt? Ein Geheimbefehl des A.-O.K. 19 verfügt auf Weiſung
der Heeresgruppe B, daß aus jedem Korps möglichſt eine aktive
Diviſion mit aktiven Offizieren herausgezogen wird, die über die
Demobilmachung hinaus beſtehen bleiben ſoll. Sie ſoll reichlich mit
Nahkampfmitteln ausgerüſtet werden, desgleichen mit Maſchinen
gewehren. Man ſollte den Mannſchaften ſagen, daß ſie gegen
Plünderer und wegen der politiſchen Situation in der Heimat
immer bei der Hand und kampfbereit ſein ſollen. (Lebhaftes Hört,
e Was haben die Volksbeauſtragten dazu getan? (Stürmiſcher
Veifall.)

Unter ungeheurem Beifall wird beſchloſſen, Brags weitere
10 Minuten Redezeit zu gewähren.

Braas (fortfahrend): Hier iſt der rechte Ort, die Frage zu be
antworten, was haben die Volksbeauftragten gegen die Konter-
revolution geian? Wir haben durch abgelauſchte Telephongeſpräche
feſtgeſtellt, daß ſich die Jnduſtriebarone im Weſten ſchon darüber
unterhielten, an welchem Tage in dieſem und jenem Orte die A.
und S.Räte abgeſetzt werden ſollten. Wer regiert hier? Oberſte
Heeresleitung oder der Rat der Volksbeaguftragten? Wir werden
den Beweis erbringen, daß alle gegenrevolutionären Maßnahmen
im Weſten mit den Schlotbaronen getroffen worden ſind. Es iſt
ferner klar, daß die Beſetzung der neutralen Zone durch die Feinde
auf deutſchen Vorſchlag in dem Vertrag zur Verlängerung des
Waffenſtillſtandes aufgenommen worden iſt. (Lebh. Hört, hört!)
Glauben Sie, daß der Putſch vom 6. Dezember nicht mit all dieſen
Dingen im Zuſammenhang ſteht? Wir faſſen unſere Forderung
dahin zuſammen: Entwaffnung der Gegenrevolution und Bildung
einer Roten Garde. Beifall bei den Linksradikalen.)

Wegemann (Vollzugsrat): Wir müſſen mit den Mehrheits-
ſozigliſten mitmachen, und wenn ihre Macht unterhöhlt iſt, werden
wir an ihre Stelle treten. (Vereinzelter Beifall.)

Volksbeauftragter Landsberg:
Wir geben uns über die gegenrevolutionären Strömungen keiner

Täuſchung hin. Nur darf man nicht gleich nervös werden. (Sehr
richtig)) Wir ſind allen Gerüchten nachgegangen, aber es hat ſi z. B.
nicht beſtätigt, daß General Sixt o. Arnim einen gegenrevolutionären
Erlaß herausgegeben hat. General Eberhard iſt von ſeinem Poſten
entfernt worden, mehr können wir nicht tun. (Sehr richtigl) Den

ßverleſenen Geheimerlaß haben wir ſofort dem Kriegsminiſterium über
wieſen. Wir ſtehen ſeinetwegen noch in ernſten Verhandlungen mit
der Oberſten Heeresleitung. (Hört! Hört!). Was ſollen wir weiter tun?
(Zuruf: Totſchießen!). Aber erſt müſſen wir doch einmal einen Tat
beſtand haben. Wenn ein Tatbeſtand feſtſteht, gehen wir gegen alle
gegenrevolutionären Machenſchaften ſchonungslos und rückſichtslos vor.
(Beifall.) Wir würden ja ſonſt den Aſt abſägen, auf dem wir ſelber
ſitzen, und dazu haben wir nicht die geringſte Luſt. Jm übrigen kann
ich mitteilen, daß der Kriegsminiſter geſtern ſeinen Abſchied eingereicht
hat. (Vereinzelter Beifall.)

W. x n rwollen. auf verſchiehat alle Erwartungen ertroffen. Lezr gidtig en Bericht war

eine einzige Anklage gegen den Rat der Volksbeauf-
tragten. Wenn jemand ſo wenig objektiv ſein kann, ſollte er lieberdie Segenung eines Berichtes ablehnen. (Sehr richtig)) Der Bericht

des Vollzugsrats hat den Tatſachen direkt ins Ge geſchlagen.
David hat nicht nur nicht den Auftrag erhalten, die Archive des Aus
wärtigen Amtes durchzuſehen, ſondern er hat ſelbſt darum ten,
damit nicht betraut zu werden, hat alſo korrekt wie möglich gehandelt.
Ebenſo falſch iſt die Darſtellung Richard Müllers über den Fall Lorenz.
Mit de'onderer Schärfe hat ſich Müller gegen den Vorwurf gewebrt,
daß der Berliner Vollzugsrat eine Diktatur erſtrebe. Wenn eine ſolche
Auffaſſung im Reiche beſteht, ſo iſt Richard Müller daran nicht un
ſchuldig. Gerad: er hot in öffentlicher Verſammlung erklärt, der Rat
der Volksdeauſtragten ſei vom Vollzugsausſchuß ne worden und
könne jederzeit davongejagt werden, wenn es dem Vollzugsrat paſſe.

c
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Limbertz- Eſſen berichteten Mißſtände zu verdanken. 50 M. Dißten

(Hört! Hört!) Wer ſo kann ſich über den Vorwurf der Diktatur
net dec r Seen W ſgtte und noch in den be Tagen,

e

V nach Ausſchreibung dieſes Kongreſſes iſt vom Vollzugsrat der
ntrag geſtellt worden, den Volksbeauftragten Ebert von ſeinem Pla

zu entfernen. (Hört! Hört! und große Unruhe.) Müllers Verdienſt iſt
es nicht, wenn der Antrag abgelehnt worden iſt. Wenn der Berüner
Vollzugsrat 43 gegen den Verdacht ſchützen wollte, eine Diktatur für
das ganze Reich errichten zu wollen, dann mußt er am e Tage na
der Revolution dieſen Kongreß einberufen. (Stürmiſche Zuſtimmung.
Wir haben ſortzgeß darauf gedrängt, ſchon in den vllererſten Tagen.
(Hört! Hört!) Es könnten noch zahlreiche Beiſpiele für Mißgriffe und
Uebergriffe des Vollzugsrates angeführt werden. Ich erwähne die
Feſtnahme der Großinduſtriellen, die völlig undegründet war. (Zurufe:
Ra! Nal!) Hoffentlich iſt Jhr Material beſſer, als das Material des
Vollzugsrates, denn einmal hat die fragliche Zuſammenkunft überhaupt
nicht ſtattgefunden, dann war der Denunziant nie Kellner in Dort
mund und ſchließlich hat er geſtanden, daß er ſich die Beſchuldigungen
aus ſeinen ſchmutzigen Fingern geſogen hat. Gewiß hatte der A. und
S.-Rat in Mühlheim das Recht, wenn Gefahr im Verzuge war, die
Leute feſtzunehmen. Aber wie kommt der Berliner Vollzugsrat dazu,
dieſe Dortmunder Sache zu unterſuchen. (Sehr richtigl) Das ſteht
nirgends geſchrieben und der Rechtsſtaat kommt ins ken, wenn
eder machen kann, was er will. (Zurufe: Wir ſind in der Revolutionl)

üller hat ſich auch ſcharf gegen den Reichsſchatzſekretär Schiffer ge
wendet. Schiffer hat in ſeiner Rede gegen die A. und S.Räte keinWort geſagt. Er hat nur erklärt, daß etzt von verantwortlichen und

unverantwortlichen Stellen ſehr viel Geld ausgegeben würde (Zuruf:
Das genügt!) Sind Jhnen denn nicht Fälle bekannt, wo tatſächlich viel
Geld ausgegeben worden iſt? Man kann es einem Reichsſchatzſekretär
doch nicht übel nehmen, wenn er auf Sparſamkeit ſieht. (Sehr richtig!)
Die Arbeiter und Soldatenräte ſind vom beſten Willen erfüllt und
arbeiten teilweiſe recht geſchickt. Jch erwähne als Vorbild den Mag
deburger Arbeiter und Soldatenrat, der in drei Wochen ganze 6000 M.
ausgegeben und dem Reiche Millionenwerte erſpart hat. (Beifall.)
Ueberall muß genaueſte Rechnung gelegt werden, das ſind wir der
Geſchichte verantwortlich. Wenn aber Müller ſich darüber beſchwert
hat, daß wir dem Vollzugsrat keine Zahlungen angewieſen haben,
ſo war das unrecht. Der Vollzugsrat hatte uns den Etat vorgelegt, aus
dem niemand klug wurde. Jetzt iſt mitgeteilt worden, daß im ganzen
etwa 500 000 M. ausgegeben worden ſind. Am 11. Dezember aber
wurden von uns faſt 900 000 M. verlangt. Der Rot der Volksbeauf-
tragten hat einmütig die geforderte Anweiſung abgelehnt und um
einen klaren Etat erſucht. Der uns vorgelegte Etat enthielt für 45
Vollzugsratsmitglieder eine tkägliche Entſchädigung von je 50 M., für
zwei Verrauensſeut ebenfalls von je 50 M., für 48 Vertrauensleute
von je 40 M., für 42 Kuriere von je 40 M. und für 48 Kuriere von
30 M. 27 Stenotypiſten erhalten je 25 M. und 136 Stenotypiſten
15 M. Wir wiſſen bis heute noch nicht, was dieſe Vertrauendleute und
Kuriere zu tun haben.

Wir haben das Kontrollrecht des Vollzugsrates niemals be-
ſtritten, aber er kontrolliere uns, nicht die einzelnen Behörden. Ent
weder man hat Vertrauen zu einer Regierung oder man hat esnicht und dann ſetzt man ſie nicht ein. Was haben wir aber alles

erlebt? Der 53er Ausſchuß hat beim Reichsmarineamt eine Kon
trolltätigkeit entfaltet, die jedes Arbeiten ſo gut wie unmöglich ge
macht bat, ſogar das Verhandeln mit der Waffenſtillſtandskommiſ-
ſion. Das iſt gewiß kein böſer Wille, aber es liegt in den Ver
u n begründet. (Beifall.) Deshalb muß Klarheit geſchaffen
werden.

Auf die Frage des Vorſitzenden, ob jetzt ein Mitglied des Voll
zugsrats das Wort nehmen wolle, meldet ſich

Ledebonur:

Er polemiſiert gegen Landsberg. Gerade im Falle Walz ſei
er ſofort eingeſchritten. Die auch nach ſeiner Meinung unerhörten
Mehrausgaben ſeien durch eine Anzahl Soldatenräte, namentlich
von Offizieren, in den erſten Tagen der Revolution veranlaßt
worden, weil ſie ſinnloſe Bureaus einrichteten und mit dem Gelde
um ſich geworfen hätten. Dieſen Soldatenräten ſei auch die von

ſeien nicht zu hoch. Das Geld habe heute nur die Hälfte ſeines
früheren Wertes. Die Vollzugsrats mitglieder ſeien den Reichstags
mitgliedern gleichzuſetzen und die Reichstagsdiäten hätten, wenn
man ſie pro Sitzung berechnet, ebenfalls in letzter Zeit 50 M. be
tragen. Der Vollzugsrat habe auf ſeinen (Ledebours) und des Ge
noſſen Obuch Antrag allerdings die Amtsentſetzzung Eberté ge
fordert. Der Grund lag in den Vorgängen des blutigen Freitag und
der damit zuſammenhängenden Nominierung Eberts zum Präſiden
ten der Republik. Er ſelbſt habe Ebert geſagt: Wenn Sie ſich Jhrer
Stellung bewußt geweſen wären, hätten Sie die Soldaten ſofort in
ihre Schranken zurückweiſen müſſen. (Rufe: Hat er ja getan!)
Nein, das hat er eben nicht getan! Zuerſt hat Ebert gar nicht ge
antwortet und erſt, als der Soldat zum zweitenmal fragte:
„Wollen Sie das Amt eines Präſidenten der Republik annehmen,
ja oder nein?“ hat er geſagt: Das iſt eine ſo wichtige Sache, daß
ich ſie mit den anderen Volksbeauftragten beſprechen muß, dar-
über muß das Kabinett entſcheiden. Auch mir ſelbſt ſagte Ebert,
als ich ihn zur Rede ſtellte: Man kann in ſolcher Situation nicht
jedes Wort auf die Goldwage legen. Schließlich gab er aber zu,
daß er die Entſcheidung dem Rat der Volksbeauftragten überant
wortet habe.

Ledebour fährt fort: Wenn Ebert unfähig iſt und ſeine
Worte nicht wägen kann, ſo gehört er nicht in ſeinen Platz. Der
Rat der Volksbeauftragten hat doch ſicher kein Recht, den Präſiden
ten zu ernennen, das muß doch Ebert auch wiſſen. Ein Mann wie
er, der konterrevolutionären Putſchen gegenüber ſo wenig Rückgrat
zeigt,

iſt nicht würdig und nicht fähig, Volksbeauftragter zu ſein.
(Teilweiſer Beifall bei den Spartakusleuten, ſtürmiſcher Wider-
ſpruch bei der Mehrheit und Rufe: Unerhört!)

Die Soldaten ſind ja auch nicht beruhigt davongegangen,
ſondern ſind nach dem Abgeordnetenhaus geſtürmt und haben hier
den Vollzugsrat zu verhaften geſucht. Jch ſage noch einmal, ein
Mann wie Ebert, der ſo ausweichend und zweideutig gehandelt hat,
gehört nicht an ſeinen Platz, er iſt ein Schandmal für die Regierung!

(Jm Saal erhebt ſich darauf ein ungeheurer Tumult. Die
Spartakusleute klatſchen Beifall, die Mehrheit iſt entrüſtet und ruft:
Schluß! Ledebour wird durch den Lärm minutenlang verhindect,
weiterzuſprechen. Vorſ. Seger ſchwingt vergeblich die Glocke. Der
wüſte Lärm dauert an. Ein radikaler Matroſe ruft in den Saal:
Die Offiziere verlangen Schluß! was neuen geſteigerten Tumult
hervorruft. Der Lärm wird immer ſtärker, ſobald Ledebour ver
ſucht, das Wort von neuem zu ergreifen. Schließlich gibt Lede
bour den Kampf auf und ſtellt ſich hinter der Rednertribüne ab-
ſeits im Gange auf. Parteigenoſſen beſtürmen ihn, nicht auf das
Wort zu verzichten. Er verſucht von neuem zu ſprechen, dringt
aber nicht durch. Endlich gelingt es dem Vorſitzenden, ſich Gehör zu
verſchaffen.)

Vorſ. Seger erklärt, die Aeußerung Ledebours, Ebert ſei ein
Schandmal für die Regierung, als ordnungswidrig, worauf endlich
einigermaßen Ruhe eintritt.
Während des ganzen Zwiſchenfalls und der nachfolgenden Aus

führungen Ledebours war Ebert nicht im Saal anweſend.
Ledebour wendet ſich auch weiterhin ſcharf gegen die Volks

beauftragten und wirft ihnen böswillige Verſchleierung ſegne
dem Vollzugsrate vor, denn ſie haben noch in der Racht vor der
Vereidigung der Truppen in r dieſe auf einer
Zuſammenkunft verſchwiegen. Nur ſo hat es kommen können, daß
die Vereidigung nicht auf die Verfaſſung, ſondern auf die S Volks-
beauftragten r Ein Sechsmännerkollegium iſt an die Stelle
des früheren Monarchen getreten. (Unruhe.) Darin liegt eine Be
günſtigung der Gegenrevolution. (Unruhe.) Die z Geſell
ſchaft ſieht in Ebert und ſeinen Freunden die Schutztruppe der
Gegenrevolution. (Zurufe: Dittmann!) Auch Dittmann haben wir
viel vorzuwerfen. Schon ſeit der Mitte von 1016 datiert das Be
ſtreben einiger Vorkämpfer der Sozialdemokratie, durch eine Re

völution genteßen! Der m von 1916 verſtärkie ſich nach
dem Januarſtreik von 1918. Nach dieſem reifte der Ent
aus wenn es noch einmal losginge, dann ganze Arbeit zu machen.

lle Vorbereitungen wurden getroffen und beſonders haben ſich
Barth, Wegmann, Ecker, Däumig und andere Vollzugsratsmit-
glieder um die Sache verdient gemacht. Es frug ſich immer nur,
wann losgeſchlagen werden konnte. So haben wir Monat für Monat
gewartet. Als der Zuſammenbruch an der Weſtfront erfolgte, hiel
ten wir die Zeit für gekommen. Wir hatten auch Verbindungen mit
der Front angeknüpft und arbeiteten erfolgreich, denn die Regie
rung war ja ſo gütig geweſen, alle Revolutionäre einzuziehen und
in die Armee zu ſtecken. Wir wußten, daß ganze Regimenter über-
treten würden. Nun kamen die entſcheidenden Novembertage. Am
2. November fand eine Sitzung des Revolutionskomitees ſtatt, an
der auch Haaſe, Dittmann und Liebknecht teilnahmen. Wir be
ſchloſſen, am 4. November loszuſchlagen, wir wußten, daß wir uns
auf die Trupepn verlaſſen und uns nach kurzem Kampf der Herr
ſchaft über Berlin bemächtigen konnten. Am Abend vorher ſollte
noch eine kurze Zuſammenkunft der leitenden Genoſſen mit Ver-
tretern der Betriebe ſtattfinden, und in dieſer letzten Sitzung warn
ten Haaſe und Dittmann und ſagten, die Zeit ſei noch nicht reif.
Sie glaubten eben nicht an den revolutionären Geiſt der Maſſen.
Es wäre ja kein Wunder geweſen, denn der Vorwärts hat bis zum
letzten Augenblick die Revolution bekämpft. Als es dann aber ſo
weit war, wurden Haaſe und Dittmann in die Regierung berufen.
Jch lehnte es ab, mit politiſch kompromittierten Perſönlichkeiten
eine Regierung zu bilden. Dittmann hat ſich dann immer weiter
nach rechts entwickelt und ſeine geſtrige Rede war das letzte Siegel
ſeines Zurückweichens. Man Urteil über die Scheidemann- Gruppe
aber ſteht feft: Bis zur Revolution waren ſie die Nutznießer des
Belagerungszuſtandes, nach der Revolution wurden ſie die Nutz
nießer der Revolution und nach dem 6. Dezember ſind ſie der Nutz
nießer der Gegenrevolution. (Lärm und Ziſchen bei der Mehrheit,
große Unruhe.

Sauber-München: Die Volksbeauftragten ſtützen ſich in weitem
Umfang auf die bürgerliche Geſellſchaft und ſind dadurch an der
gegenrevolutionären Bewegung mitſchuldig. Sie müſſen entſchie-
dener arbeiten, nichts darf ohne die Soldatenräte geſchehen. Wenn
Sie ſo arbeiten, kommen wir vorwäörts! (Beifall bei den Radikalen.)

Es wird das Braunſchweiger Wahlreſultat mitgeteilt. Es er
hielten Stimmen Alldeutſche 13 823, Demokraten 17 695 Sogialdemo-
kraten 16 816, Unabhängige 22 618. (Lebh. Beifall.)

De n(Der Bericht über die Nachmittags-Sitzung folgt morgen.)

Das amtliche Wahlreſu'tat in
Mecklenburg-Strelitz.

Nach der amtlichen Feſtſtellung der Wahlergebniſſe in Neu
ſtrelitz und Neubrandenburg ſind in Neuſtrelitz gewählt: Neun Ver-
einigte Liberale und neun Sozialdemokraten, in Neubrandenburg
ſſchs Vereinigte Liberale, Handwerkerbund und ein Bauernbund.
Das amtliche Wahlergebnis aus dem Fürſtentum Ratzeburg iſt
infolge von Fernſprechſtörungen zur Zeit noch nicht eingetroffen. Nach
den nichtamtlich bekanntgewordenen Fhlen ſind dort gewählt, drei Ver
einigte Liberale und drei Sozialdemokraten, ſo daß insgeſamt in dem
verfaſſunggebenden Landtage, der am 19. Dezember zuſammentritt, 21
Vertreter der bürgerlichen Parteien und 21 Sozial
demokraten ſitzen.

Die Bolſchewiſten an den Berliner
Räte-Kongreß.

Die ruſſiſche Räteregierung hat ein ſehr langes Telegramm an die
Zentraltagung der deut A. und S.Räte gerichtet, in dem über die
Zurückhallung ihrer Delegation an der ruſſiſchen Weſtgrenze Be
ſchwerde geführt wird. iSe erklärt, daß die deutſche Revolution
die Frucht der ruſſtſchen Revolution ſei und unter ruſſiſcher Mit-
wirkung geſiegt habe. Die ruſſiſche Räteregierung habe die Hoff-
nung nicht aufgegeben, die ruſſiſche Revolution durch die deutſche Re
volution am Leben zu erhalten und ebenſowenig dürfe Deutſchland
die Hoffnung verlieren, daß ſein Revolutionswerk durch den Ausbruch
der Rerolution in Jtalien, Frankreich und England gekrönt werde.
Aber alle politiſche und wirtſchaftliche Macht gebühre den A. und S.
Räten. Die ruſſiſche Räteregierung könne nicht glauben, daß die Zu
rückweriſung der ruſſiſchen Delegation auf Brfehl der deutſchen Re-
3 und der A. und S.Räte erfolgt ſei, ſondern erblicke darin
das Werk regklionärer pufſſchiſſiſcher Oſſiziere und Generale.
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Die ruſſiſchen Bolſchewiſten befinden ſich mit der letzteren Annahm
bekanntlich ſehr im Jrrtum. Der ſich aufdrängenden ruſſiſchen Auf
klärungsdeputation wurde bekanntlich von der ſozialiſtiſchen Regierung
unter ſpäterer Zuſtimmung des Vollzugsrates abgewinkt.

Ausſchreibung der polniſchen Kon-
ſtituantewahlen auf deutſchem

Reichsgebiet!
Das Warſchauer Regierungsorgan Monitor veröffentlicht ein

Dekret der polniſchen Regierung, durch das die Kon
ſtituantewahlen auf den 26. Januar 1919 angeſetzt werden.
Das preußiſche Teilgebiet ſoll an der Wahl teilnehmen, und zwar
in folgenden Wahlbezirken: Karthaus mit 12, Allenſtein mit 12,
Thorn mit 12, Poſen mit 13, Goſtyn mit 12, Oppeln mit 18, Beu-
then mit 9, Kattowitz mit 9, Danzig mit 5, Flatow mit 7 und
Neiße mit 3 Mandaten.

Dieſe Ausſchreibung von Wahlen für die pol niſche Kon
ſtituante auf deutſchem Reichsgebiet ſetzt die Angliederung dieſer
zum Teil von einer über wiegenden deutſchen Bevölke
rung bewohnten Gebiete voraus. Da die Friedenskonferenz noch
nicht darüber entſchieden hat, iſt dieſe polniſche Methode eine
politiſche Provokation, die die deutſche Regierung nicht
unwiderſprochen dahingehen laſſen dürfte.

Spannung zwiſchen Wilſon und
EClemenceau?

Aus Paris wird gemeldet: Nach einem Beſuch des Rathauſes
kehrie Wilſon nach ſeinem Hotel zurück, wonach Clemenceau eine
Ausſprache mit dem Präſidenten hatte. Man glaubt allgemein, daß
zwiſ Wilſon und Clemenceau eine Spannung eingetreten iſt.
Später hatte Wilſon eine Konferenz mit dem griechiſchen Miniſter
präſidenten Venizelos. Beſonders erörtert wird die Anſchuldigung
Sembats in der Humanite, die Regierung verſuche, Wilſon in eine
Falle zu locken, um ihm die Ueberzeugung beizubringen, daß das
ranzöſtſche Volk Annexion und Eroberungen wolle. Die Arbeiter
vankreichs würden aber laut ihre Stimme erheben für einen gerechten

Frieden und für den Völkerbund, ſo daß Wilſon ihre Stimme hören

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Der Rücktritt des Kriegsminiſters.
4 Scheüch erklärte einem Vertreter der National-

itung See Rücktritt, daß für ihn die unaufhörlichen Verleum
ungen und Herabfetzungen des Offizierskorps maßgebend waren. Mit

Herrn Göhre ſei er ſtets gut ausgekommen, auch hätten zwiſchen

Die Freigabe des Anleihemarktes.
Das Reichsſchatzamt witd den Bundesſtaaten und den Ge

meinden in nächſter Zeit den Kapitalmarkt wieder öffnen. Ed
ſollen allerdings die Bundesſtaaten bis auf weiteres von Anleihen
noch möglichſt abſehen und nach wie vor die Ausgabe kurgfriſtiger

tz anweiſungen bevorzugen. Dagegen können die Kommunen
in dem Umfange wie früher Anleihen ausgeben.

Wie ferner bekannt wird, werden die Kriegsanleihen
artig auch bei dem Verkauf von Materialien aus den Be
tänden der Kriegsgeſellſchaften in Zahlung genommen werden.
Während indes bei Käufen aus den Beſtänden der Heeres und
Marineverwaltung Kriegsanleihen bis zur Hälfte des Kauf
betrages in Zahlung gegeben werden müſſen und die andere
Hälfte durch Kriegsanleihe gezahlt werden kann, werden bei Kän-
fen aus den Beſtänden der Kriegsgeſellſchaften Kriegsanleihen nur
bis zur Hälfte des Kaufbetrages in Zahlung genommen, während
die andere Hälfte in bar gezahlt werden muß. Jn allen Fällen
werden die Kriegsanleihen zum vollen Nennwert angerechnet.

Verleumdungen von A. und S.Räten.
Von revolutionsgegneriſchen Blättern wurde vor einiger Zeit er

wähnt, die A. und S.-Räte in Braunſchweig hätten den geſamten
Braunſchweiger Beſtand an Konſerven beſchlagnahmt und unter die
Bevölkerung verteilt. Wie das Kriegsernährungsamt mitteilt, ſind in
Braunſchweig, als ſich vorübergehender Mangel an Nahrungsmitteln
nach der Resolution bemerkbar machte, Konſerven nur in kleinen
Mengen verteilt worden. Es iſt nur ſo viel verteilt worden, wie noi
wendig war, um dem beſtehenden Notſtand zu ſteuern.

Die Ausſichten für die Ernährung.
Die Ausſichten haben ſich in den letzten Tagen weſentlich gebeſſert,

ſo daß angenommen werden kann, daß wir mit unſeren Vorräten dis
in den April hineinkommen werden. Das milde Wetter hat es ermög-
licht, noch im Felde befindliche Erntevorräte an Kartoffeln, Rüben uſw.
in guter Beſchaffenheit einzubringen. Auch die Ablieferung durch die
Landwirie hat ſich mit der fortſchreitenden Stabiliſierung unſerer po
litiſchen Verhältniſſe langſam aber ſtetig erhöht.

Aus der Partei.
Ein neues Parteiblatt.

Vom 20. Dezember ab erſcheint für den oberſchleſiſchen Jnduftrie
bezirk eine ſozialiſtiſche Tageszeitung unter dem Titel: Oberſre ſiſcher Volkswille. Die Breslauer Volkswacht führt
ihm ihre bisherigen Abonnenten in Oberſchleſien zu.

Aus aller Welt.
Streik in Berliner Zeitungsbetrieben.

Berlin, 18. Dezember. Nachdem vor kurzem erſt das Druckerei-
perſonal mehrerer Berliner Zeitungsbetriebe nach kurzem Aus
ſtande eine Lohnerhöhung durchgeſetzt hatte, iſt heute Nacht erneut
ein Ausſtand der Maſchinenmeiſter ausgebrochen. Auch diesmal
handelt es ſich um Lohnforderungen. Die Morgenausgaben ver
ſchiedener Blätter, ſo Lokalanzeiger, Berliner Tageblatt, Voſſiſche
Zeitung und Morgenpoſt, konnten nicht herauskommen. Wie ver
lautet, iſt Hoffnung auf eine baldige Einigung vorhanden.

Der Streik im Ruhrgebiet.
Bochum, 18. Dezember. Der Streik im Ruhrrevier erſtreckt ſich

neuerdings auf eine weitere Anzahl von Zechen, während aufanderen Jechen der Streik beigelegt wurde. Auf den Zechen Wolf

gang und Neuköln ſowie Lewin wurden die Belegſchaften von den
Spartakusleuten gegen ihren Willen in den Ausſtand getrieben.

Von einer Granate in Stücke geriſſen.
Vohwinkel, 17. Dezember. Einem gräßlichen Unglück ſind

drei Schüler und ein Bahnbegamter zum Opfer gefallen.
Auf dem Gelände des alten Bahnhofs fanden drei Schüler eine
Granate, an der ſie herumhantierten. Das Geſchoß explo-
dierte, die Schüler wurden in Stücke geriſſen und ein Bahn
beamter durch Splitter am Kopfe ſo ſchwer verletzt, daß er verſtarb.

Letzte Vachrichten.
München, 17. Dezember. In der heutigen Sitzung des bayriſchen

Vorparlaments kündigte Miniſterpräſident Eis ne r auf eine ſcharfe
kritiſche Rede, in der Prof. Quidde im Gegenſatz zu Eisnets
innerpolitiſchen Experimenten, wie Nebenparlamente u. a., das
Referendum forderte, an, daß die kommende bayriſche Ver
faſſung die Einführung des Referendums bringen werde.

Amſterdam, 18. Dezember. Branting hat der ſogzialdemokra
tiſchen Zeitung Het Volk telegraphiſch mitgeteilt, daß der Vorſch
der Zuſammenkunft vom Jnternationalen Bureau zu Beginn
Januar unter der Bedingung, daß die franzöſiſchen und engliſchen
Päſſe in Crdnung kommen, angenommen worden iſt.

Liſſabon, 18. Dezember. Admiral Caſtro wurde mit 187
Stimmen zum Präſidenten der Republik gewählt. Er bekleidet die
Stelle nur proviſoriſch.
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volution, die tewürdige Verbrechergeſellſchaft zu ſtürzen. Wieſind wir re worden von Leuten vie jetzt bie Früchte der Re ihm und dem Rat der Volksbeauftragten niemals perſönliche Differenzen
deſtanden. Sonntag von l bis 5 Uhr geöffnet.
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Die Zukunft der Volksgeſundheit.
Von Dr. Felix Königsberger,

leit. Arzt des Diagn. Jnſtituts der Allgem. Ortskrankenkaſſe Berlin.

Das Alte iſt geſtürzt, nun ſoll neues Leben erblühn aus
den Ruinen. Gereinigt und geläutert ſteht das deutſche
Volk in reiner Blöße da, nachdem es den alten Firlefanz und
Plunder, der die Monarchie mit ihrem Gottesgnadentum um
key. weit von ſich geworfen hat. Nun heißt es aber an Stelle
deſſen das neue Kleid fertigſtellen. Das neue Gewand ſoll
nicht nur den Forderungen der neuen Zeik äußerlich entſpre-
xhen, es ſoll nicht nur den Volkskörper bedecken und ihm ein
ſchönes Anſehen nach außen geben, nein, es muß auch ſo ge
artet ſein, daß der Körper in dieſem Kleide ſich entwickeln
kann, daß er geſunden und geſund bleiben kann, daß die noch
blutenden Wunden heilen können, daß er vor neuen Krank-
heiten geſchützt und vor der Ausbreitung der alten bewahrt
bleibt. Zu dieſem Zweck müſſen die Aerzte auf den Plan!

Der Eingeweihte weiß, daß vieles hätte anders ſein
können, wenn man den Aerzten nicht die Feſſel der Bureau-
kratie angelegt hätte und wenn man ſie nicht immer nur durch
den Mund des Juriſten hätte ſprechen laſſen. An die für die
öffentliche Geſundheitspflege wichtigen Poſten gehören an
erſter Stelle Aerzte und erſt an zweiter oder dritter Stelle
Verwaltungsbeamte. So aber kam es, daß der „ſtaatlich
angeſtellte Arzt“ meiſt ſelbſt zum Bureaukraten kraſſeſter
Form wurde, der „königliche“ Kreisarzt wurde zum perſonifi-
zierten Buchſtaben, und kam er erſt in die Jahre des „Ge-
heimen Medizinalrates“, ſo war auch die letzte Spur des
Arztes von ihm gewichen und nur noch ein „königlicher Be-
amter“ ſtand vor dem gewöhnlichen Doktor“, der ſeine Un
zugehörigkeit zum Aerzteſtande dadurch auch äußerlich kenn-
zeichnete, daß er ſich der Anrede „Herr Kollege“ meiſtenteils
nicht mehr bediente.

Die unglaublichſten Ungerechtigkeiten waren bei dem
alten Syſtem zur Regel geworden: Bei der Zulaſſung zum
Univerſitätslehrer wurde ſtrengſte Kontrolle, nicht der wiſſen
ſchaftlichen Leiſtungen und Kenntniſſe, wohl aber des Reli-
gionsbekenntniſſes geübt; ohne den „vorſchriftsmäßigen“
Glauben war niemand befugt, an öffentlichen Jnſtituten in
leitender Stellung wiſſenſchaftlich zu wirken. Nicht die
ſchlechteſten Höpfe wurden hierdurch der rein wiſſenſchaft
lichen Tätigkeit entfremdet, ganz abgeſehen davon, daß man
anderſeits Charakterloſigkeit und Unehrlichkeit künſtlich
großzog.

Der Kaſtengeiſt einer alldeutſch-antiſemitiſchen Univer-
ſitätsprofeſſorenclique, die Bevorzugung der aus der Kaiſer-
Wilhelm- Akademie hervorgegangenen Militärärzte, die Be
ſetzung der mit enorm hohen Privateinkommen verbundenen
leitenden Stellen der großen Univerſitätskliniken nach „von
oben“ kommenden Direktiven, alles dies waren Zuſtände, in
die ſich der junge frei und ehrlich denkende Mediziner ein-
fügen mußte, denn er hatte keine Waffe, ſie zu bekämpfen.

Alles roch und riecht noch heute nach Zopf und Moder.

Die verglteten

meiſt angewandt wurde nach dem Grundſatz: Quod licet
Jovi non licet bovi (was Jupiter darf, darf der Ochſe nicht),
die hierauf geſtützten Eingriffe in perſönliche und private
Rechte und Anſchauungen einzelner Kollegen beziehungsweiſe
Konkurrenten, all das muß ausgerottet werden, um neuen
Geiſt, neuen Anſchauungen, neuen Lehren Platz zu machen.

Wir Aerzte wollen nicht die einzigen ſein, die altes Boden
gerümpel mit in die neue Wohnung ſchleppen.

Ganze Arbeit muß von den Aerzten in eigener Sache
getan werden, dann wird man ihnen auch vertrauen, daß ſie
ohne Bevormundung das, was ihnen r im neuen
Deutſchland in ganzer Arbeit zu leiſten imſtan nd.

Und wichtige und große Umwälzungen und Jdeen ſind
es, mit denen Aerzte und Aerztinnen ſich in nächſter Zeit zu
beſchäftigen haben werden.

Zu den Forderungen der Sozialdemokratie gehört auch
die Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hilfeleiſtung einſchließlich
der Geburtshilfe und der Heilmittel, das heißt die Umwand-
lung des freien ärztlichen Berufes in den eines ſtaatlichen
Beamten. Dieſe Forderung wird die ärztlichen Kreiſe ebenſo
bewegen, wie die bürgerlichen die Forderung der Vergeſell-
ſchaftung der Produktionsmittel. Der Sozialismus iſt auf
dem Marſche, keine Gewalt wird ihn aufhalten können.
Wenn es auch zur Zeit noch verfrüht iſt, von der Durch
führung der Forderung der Verſtaatlichung des Arztes zu
ſprechen, ſo müſſen die Aerzte ihr doch ſchon jetzt Rechnung
tragen und alles, was auf dem Gebiete der öffentlichen Ge
ſundheitspflege und Fürſorge von jetzt ab geſchieht, wird im
Zeichen dieſer ſozialen Forderung geſchehen müſſen.

Das wichtigſte Erfordernis zur Erreichung eines einheit-
lichen Handelns in allen Zweigen der Volkswohlfahrt und
öffentlichen Hygiene iſt die Schaffung einer Zentralbehörde,
an deren Spitze ein Arzt als Leiter ſteht, alſo die Berufung
eines Miniſters für Volksgeſundheit.

Große Aufgaben werden von dieſer Stelle erfüllt werden
müſſen, Aufgaben, die auf die Entwicklung der Volksjugend,
auf die Erhaltung und Stärkung der Volkskraft, auf die
Schaffung einer vorbildlichen Aerzteſchaft hinzielen müſſen.

Das Gebiet iſt zu groß und zu wichtig, als daß es ſeine
zweckmäßige Ausgeſtaltung anders als im Rahmen einer
ſelbſtändigen oberſten Behörde empfangen kann. Eile bei
der Neugeſtaltung tut not, denn drei wichtige Aufgaben
harren ſofortiger Erfüllung: die Umgeſtaltung des Schul
arztweſens, die Beſſerung der Wohnungs und Arbeitsſtätten-
hygiene und die Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten.

Vermiſchtes.
Eine amerikaniſche Rieſenwerft. Die Amerikaner betreiben

den Schiffbau jetzt mit einer Tatkraft und Eile, daß den Eng-
ländern Angſt und Bange werden mag. Davon gibt auch eine
Schilderung Kunde, die in der Pariſer Wochenſchrift La Nature
von der Entwicklung der neuen Schiffswerft auf Hog-Eiland, zu

griff i w. ber deutſch 2Schweineinſel gegeben wird. Dies Eiand in der Delese
Bucht war noch vor Jahresfriſt nicht viel mehr als ein Stück ſan
digen Bodens mit wenig Heide bewachſen. Drei Monate nach Be

nun der Arbeiten war der erſte Stapelplatz fertig. Nach einem
appen halben Jahr erhoben ſich ſchon die Helligen von 21 Schif-

fen und jetzt ſind es deren 50, von denen nur noch wenige unvoll
endet find. Es wird nicht lange dauern, bis von dieſem Stapel-
platz jeden zweiten Tag ein Schiff vom Stapel laufen kann,
darunter auch Wehr Ueberſeedampfer von über 8000 Tonnen.
Seit Juni dieſes Jahres ſind nicht weniger als 85 000 Arbeiter auf

dieſer v tätig. e Zuml. en Rouget de l'Isle in Straßburg. r Errichtuneines Denkmals für Rouget de l'Jsle in Straßburg hat ſich ein Komier

Zum Präſidenten wurde Baron de Dietrich gewählt, der ein
ichkomme jenes Bürgermeiſters von Straßburg ſſt, in deſſen Hauſedie Marſeillaiſe im Jahre 1789 zum erſtenmal gegen wurde. Baron

de Dietrich iſt augenblicklich Offizier in der franzöſiſchen Armee.

Städtiſ cher Rahrungsmittelverkauf.
Eier. Donnerstag, vormittags von 8--12 Uhr Nr. 5001-10000

nachmittags 2—6 Uhr: Kr. 10001--16000 der Lebensmittel

ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei ſür42 Pf. Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale,.
Umtauſch innerhalb drei Tagen.

Käſe. Donnerstag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 37 501--38 400,
nachmittags von 2--6 Uhr: 38401--39 000 auf Lebensmittel-
ſcheine. Jede Perſon 55 g für 20 Pf. in der Talamtſchule,

Winterkartoffeln. Am Donnerstag, vormittags von 8-—-12 Uhr
und nachmittags von 1--4 Uhr h aufdem Steinlagerplat Eingang Freiimfelderſtraße. Zugelaſſen
die Nummern (mit roter Tinte ausgefüllt) 211—384.

Salamiwurſt. Der markenfreie Verkauf in der Talamtſchule
wird fortgeſetzt. Pfd. 2.50 M.

Friſche Aepfel. Donnerstag Nr. 1--15000, Ftgitas Nr. 15001
bis 30000, Sonnabend, Nr. 30001--45000, Montag, Nr. 45001
bis 60000 Dienstag, Nr. 60001--74000, vormittags von
8--12 Uhr, nachmittags von 1--4 Uhr in den Verkaufsſtellen
Leipzigerſtr. 5, Königſtr. 5 und Martinſtr. 11. Zugelaſſen
nur diejenigen welche ſich im Beſitze des blaugeränderten
Lebensmittelſcheins befinden und Kinder von 1 bis zu
12 Jahren haben. Jede Perſon noch Pfd. zum Preiſe
von 1.30 M. das Pfund.

in dieser ernsten Zeit bietete n er 4 tung im eigenen Heim ein trichter-
loses Grammophon mit

seiner natur getreuen Wiedergabe von Musik und Gesang
sowie Vorträgen jeder Art.

Keine stösrenden Nebengeräusche wie beim Trichterapparat.
Gehäuse geschmackvoll für jecke Einrichtung passend in größter

Auswahl bei äußersten Preisen. [1848
Grammophon- Platten wieder neu eingetroffen.

EDBNEEEIEEEIIIEE S
Bekanntmachung.

Futterkartoffeln, gut gewaſchen, der Zentner 4 M.
werden in der Talamtſchule abgegeben.

Halle, den 18. Dezember 1918. Der Magiſtrat.
Es gehen fortlaufend anonyme Anzeigen uſw. beim

Generalkommando und Exekutivausſchuß IV. A.K. ein.
Falls irgend jemand etwas anzuzeigen hat, iſt es nur
möglich der Sache auf den Grund zu kommen, wenn
die Anzeige auch mit ſeinem Namen gedeckt iſt.

Anonyme Anzeigen müſſen ſtets als Rache- uſw. Akt
angeſehen werden und bleiben unberückſichtigt.

Krawatten
große Auswahl

a Gegr. 1853. F. C. Sigtecgref Fernruf 2363.

AKaut-Dheate

Donnerstag, den 19. Dezbr.

Freitag: Cosl fan tutte.

Magdeburg, den 14. Dezember 1918.
Für den Exekutivansſchuß IV. A.-K.

Anders.
bauten, Gitarren,

Untere Leipziger Straße 9, gegenüber der Kirche.

lus49 Freie
Eöbruppe für Iheaterpffene.

Stadttheater.

Anfang 7.30 Uhr. Ende 10,30 Uhr

Se den 22. Dezember
vormittags 11 Uhr
Vortrag über

Mandolinen

Die weiße Dame.

sich vor,
Goethes Fauſt,

u. Geigen, Zithern

und Harmonikas
eignen sich bdesonders als

Weihnachts-
geschenk.

Gust. Unlig
Halle 1847

Untere Leipziger Str.

Mehrere Genoſſen

e

9Muffen, Rragen, Colſlſiers
Tiersfüceſße, Rormeſaufseiſäqge
Mankeſ- und Jacheneragen
PDeſzfüfe, Peſzbesäfze
Herren unci Xnabenſeragen

9MMocderne DSufzarfiſeel.
Crima Werarbeifung. Biſſige Droise.

Brummer &Benjamin
Große Ulrichstraße 22/23.

gehalten von
Dr. phil. Wolfgang Siegel.

«äperöertehröng

zum 1. April gesucht.

B. Weiß,
Dekorateurmeister, Steg 18.

Kom. Oper von Boieldieu.

daß am

Sohnäbent

Dezember

21.
1918

Wintep-
garten

Preiswerte

Mützen
für Herren
und Knaben

Schüler- u. Soldöten-

Aützen [1471

in grober Auswahl

Kaufhaus

H. FElkan
Lelpzlger Str. 87zur Leitung der Wahl für die National- S

verſammlung, für einige Kreiſe im Regie-
rungsbezirk Merſeburg geſucht. Die Genoſſen
müſſen bis zum Schluſſe der Wahl völlig zur
Verfügung ſtehen. Redneriſche r er
wünſcht, aber nicht Bedingung. eldungen bis
zum 25. Dezember beim Unterzeichneten.

Möbel
ganten

sowie rein Mödeln, des

Empfehle mein großes
Lager in 3 Etagen in

kinrihtun

Faſt neue echte
Möbel alter Art
Küchen, Schlafzimmer-Ein-
richtungen, Rußb.Schränke,
Vertikos, Sofas, Matratzen

WBpodrom

mit Angabe der Gehaltsforderung bis 15. Dezember zu

Sozlaldemokrat. Beztrksſekretariat halle a. 9.

R. Dreſcher, Harz 42-44.

Wahlleiter geſucht.
Parteigenoſſe mit längerer in der Arbeiter

de wird für Halle und den Saalkreis als Leiter
der Wahl für die Nationalverſammlung geſucht. Redneriſche Befähigung erwünſcht. Antritt ſoſert Dauernde
Stellung als Parteiſekretär in Ausſicht. Bewerbungen

3höne Schlaſtimmer, Bettstellon
all

Teilzahlung. n
Kredit auch nach aus wüärts.

Möhbel-N. j i C t S 5 ausstatiungs Gescheft

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, II., II. Etage.richten an den

Sozial demokratiſchen Verein für Halle
und den Saalkreis.

Ad. Thiele, Bernhardyſtraße 68.

große Auswahl) empfiehlt
e Hohenmölſen,

Lützener Str. 7.

Privatschule
für Malen u. gewerbl.
Zeichnen für Damen u.

Herren. [18sos

Ausbildung für technischen
Bureaudienst.

Nächster Kursus beginnt
am 8. Januar 19189.

Direktion:
Georg Arndt

III
1850

Anmeldungen täglich
Steinweg 17, III.
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Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Mittwoch den 18. Dezember 1918. 2. Jahrganug.

Halle und Saalkreis.
Halle, 18. Dezember 1918.

Oeffentliche Sitzung des Soldaten
rates.

Die am Montag früh gegen elf Uhr eröffnete Sitzung des Sol
datsrats nahm eine Mitteilung des Vorſitzenden Gruner entgegen, der
ein anonymes Flugblatt verlas, das beſagt: Jn den nächſten Tagen

wird Prinz Eitel Friedrich zum Kaiſer ausgerufen. Gardetruppen
haltet euch bereit. „Treue“ Mannſchaften und Chargierte werden gut
befördert. Die Gard. truppen werden in Berlin einrücken, um die Ord-

te dann aus Anlaß der Niederlegung ſeines Mandates
amerad Hopſtock eine längere Ausſprache über die politiſche

Stellung des Soldatenrats.
Kamerad Ferchtland führte unter anderem aus: Es ſei lächer

lich, wenn Revolutionäre plötzlich in Glacehandſchuhen Politik machen
woilten. Die Verſtimmung der Halliſchen Bevölkerung gegen den Sol
datenrat ſei nicht nur auf Perſonenfragen, ſondern auf die unglückliche

ltung des Soldatenrats zurückzuführen, der verſäumt habe, eine klare
itiſche Stellung einzunehmen. Jene unglückliche Reſolution ſei ein

ehlſchiag geweſen. Er gäbe ſelbſt zu, daß er eine Torheit begangen
habe, als er für ſie ſtimmte. In Zukunft müſſe man ſtets klar und un
zweideutig Stellung in politiſchen Dingen nehmen.

Kamerad Freling betont, daß man ſich bis jetzt immer auf den
Standpunkt der Regierung geſtllt habe und dieſe mit allen Mitteln
unterſtützt Das könne in Zukunft aber nicht mehr geſchehen,
wenn die rung nicht mit allen Mitteln die Sozialiſierung be
treibe und die Schuldigen des Krieges beſtrafe. Die Soldatenräte hät-

cht die Regierung geſtützt, doch habe dieſe von
derſelben keinen rauch e Wo bleibe die Sozialiſierung der
Betriebe, wo die politiſche geſtaltung. Man habe eine Kommiſſion
zur Sozialiſterung eingeſetzt, doch habe man noch nichts wieder von ihr
gehört. Einzelne Betriebe ſeien ſehr leicht zu ſozialiſieren. Noch ſchlim
mer ſei es damit, daß man zwar alle politiſchen Beſchränkungen aufge

en und das freieſte Wahlrecht eingeführt habe, daß man aber imd ehe Amt noch keine Aenderungen getroffen habe. Dort ſäßen
noch immer die olten Gewalthaber. Das könne zu nichts Gutem führen.
Er bringe daher eine Reſolution ein, die man dem Berliner Delegierten
des Soldatenrats als Richtlinien unterbreiten müſſe.

Es ſei bedauerlich, daß das deutſche Volk während des Kriegs durch

die Hetzpreſſe politiſch vergiftet worden ſei, ſo daß kaum zu erwarten
ſei, daß ſich jemand ein geſundes Urteil bilden könne, doch trotzdem
müſſe man ruhigen Blickes den Ausgang der Nationalverſammlung er
warten. Pflicht der Regier ſei es jedoch, die Schuldfrage zu prü-fen und die erani worin h igen vor einen revolutionären Ge
richtshof zu ſtellen, der unbedingt ſo ſchnell wie möglich errichtet werden
müßte. Würde man jetzt nicht mit allen Mitteln arbeiten, dann könnte
es leicht geſchehen, daß auf der einen Seite Hindenburg, der Gegen-wolntonhr, oder Liebknecht ſiegen würde. Die Regierung könne ihre

Lage und die Revolution retten, wenn ſie mit aller Kraft für die von
ihm vorgeſchlagene Reſolution eintreten würde.

Die Refolution, die am Schluß unſeres Berichts folgt, wurde ein
ſtimmig angenommen und als Richtlinie für den Delegierten des hieſigen
Soldatenrats ſofort durch einen Kurier nach Berlin gebracht.

Ein trauriges Kapitel militariſtiſcher Schandherrſchaft enthüllte t
Vorſitzende der Gerichtskommiſſion, Kamerad Schwardtke, der erklär
daß man durch einen, Zufall dahinter gekommen ſei, daß eine Reit

nung wieder herzuſtellen.
Es e

n beturteilten Soldaten in bürgerlichen Strafanſtalten ſchmachte, weil
man ſie gleichzeitig aus dem Heere ausgeſtoßen habe. Es feien darunterganz wß die auf rein militäriſchem Gebiete lägen. So
zum Bei Achtungsverletzung, Fahnenflucht uſw. Ein Mann warwegen Achtungereriehung und tätlichen Angriffs auf einen Vorgeſetzten,

er hatte denſelben an der Schulter gefaßt, zum Tode verurteilt worden.
Der Exkaiſer hatte ihn dann zu 17 Jahren Gefängnis begnadigt. Ein
andrer war en angeblicher verſuchter Ueberlauferei zum Feinde zu
12 Jahren Gefängnis verurteilt worden. Ein andrer wegen Fahnen-
flucht 12 Jahren Zuchthaus. So geht es weiter. Jetzt hat man16 dieſer Unglücklichen der wohlverdienten Freiheit wiederg geben

Kamerad Ferchtland teilt dann noch mit, daß die Wachkommiſſion
die Sicherungsabteilung alſo erfreulich zunehme, auch ſei eine Matroſen
wache von 100 Mann gebildet worden.

Die Reſolution Frelings lautet:
1. Sofortige Errichtung eines revolutionären Gerichtshofes und

z Verhaftung der Schuldigen am Ausbruch und an der Ver-
ngerung des Krieges.

Ende gut, alles gut.
14] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Nach und nach fand die Gret doch Gefallen daran. Der
Schneider hatte aber auch eine günſtige Zeit getroffen. Die
Spannung zwiſchen ihr und Michel dauerte fort. Bei einer
dritten Begegnung hatte, ſie, wie natürlich, ihn nicht ge
grüßt, und er war mit einem nur um ſo „wildern“ Geſicht
an ihr vorübergeſchritten. Die Grobheit eines Menſchen,
dem ſie vor allen den Vorzug gegeben hätte, verdroß das
Mädchen im Jnnerſten ihres Herzens. und in dieſem Zu
ſtande hatte die Höflichkeit des Schneiders etwas Wohl
tuendes für ſie. Sie brauchte einen Erſatz, der junge Vetter
ewährte ihn, und ſie konnte ſich nicht enthalten, ihn freundu dafür anzuſehen. Einmal, in weicherer Stimmung,

dankte ſie mit beſonderer Wärme, und dem Blick, mit wel
chem ſie die Worte begleitete, gab die Dankbarkeit der ge
rührten Seele einen Glanz und einen Schmelz, wie ihn der
Schneider noch nicht geſehen. Jetzt konnte er ſich nicht mehr
täuſchen; das ſchöne Bäschen gehörte ihm, ſie hatte ſich ver
raten! Jetzt durfte er nur reden und die Sache war fertig!

Er redete zunächſt doch nicht; vielleicht weil er des Sieges
ewiß war, oder weil ihn der ſchelmiſche Genius, der ſeinLe zu weben hatte, davon abhielt. Das konnte er ſich aber

nicht verſagen, beim Abſchied die Zuverſicht ſeines Herzens
mit wohlgefälliger Miene fein anzudeuten.

Die Gret ſah ihm trübe lächelnd nach. „Du guts
Bürſchtle!“ rief ſie für ſich und zuckte die Achſeln. Jhre
Gedanken nahmen den Lauf wieder zu dem Enaksſohn.
Rach einer Weile ſagte ſie: „Könnt“ ijetz der Michel net oh
höflich ſei' und diſchgeriera' und flattiera' wie der Schnei
der? Mueß denn grad der, den e möcht', der gröbſt und der
en ſei'n em ganza' Doraf?“ 's iſt doch nex en der Welt,
wie's ſei' ſollt!“

Wenn ſie in andern Momenten wieder dachte, Michel
könnte ſich am Ende doch beſſern, ſo erfüllte dieſer ihre Er
wartung fürs erſte nicht. Er trutzte weiter er wollte in
der Tat nichts mehr von ihr wiſſen; das heißt er wollte im
Grunde immer noch gar viel von ihr wiſſen, aber er gab
S nicht zu erkennen. Die Beſuche des Schneiders und die

die darüber im Dorf umzugehen anfingen, brachten

2. Bekenntnis der Niederlage Deutſchlands durch die Schuld der
Männer des alten Syſtems und Aufſtellung der Bilanz des
Krieges über wahrſcheinlichen Verluſt an Land und Vermögen, ſowie
über zahlende Kriegsentſchädigung.

3. Erklärung über die Bedeutung der Tatſachen des Punktes 2.
3 9 Verbot der Beſchimpfung der feindlichen Länder durch die

refſe.
5. Bruch mit dem alten Syſtem, die Diplomaten der alten Junker-

ſchule werden ausnahmslos erſetzt; desgleichen alle Konſule, die Junker-
ſchen Heerführer durch Männer des Volks.

6. Beſchleunigung der Ueberführung der r die Sozialiſierung
reifen Werke, wie Kohlen-, Eiſen-, Kaliwerke uſw

Wahlkommifſar. Der Herr Regierungspräſident hat für die be
vorſtehende Wahl zur Nationalverſammlung zum Wahlkommiſſar für
den aus dem Regierungsbezirk Merſeburg beſtehenden 13. Wahl
kreis Herrn Regierungsrat Dr. Knoblauch in Merſeburg, zu ſeinem
Stellvertreter Herrn Regierungsrat Voigtel daſelbſt ernannt.

Sackkartoffelbeſchaffung für die Kleinpächler des Bundes zur Er
haltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft. Wie mitgeteilt wird,
beſteht die Möglichkeit, daß die Lieferung der Saatkartoffeln nicht in
vollem Umfange erfolgen kann. Bekanntlich iſt in dieſem Jahre die
Haltbarkeit der Kartoffel zum Teil eine auffallend geringe. n wird
auf alle Fälle mit einem bedeutenden Ausfall rechnen müſſen und das
wird auch bei der der Saatkartoffeln zum Ausdruck kom-
men. Die Kleinpächter des Bundes werden deshalb aufgefordert, von
ihrer Ernte auf alle Fälle einen Teil zurückzubehalten. Können die
Saatkartoffeln in vollem Umfange beliefert werden, dann können die
rügelegten Kartoffeln ſelbſtverſtändlich als Speiſekartoffeln verwendet
werden.

Waſſerverſorgung. Die am Sonntag im ſtädtiſchen Pumpwerk
in Ammendorf ausgeführten Arbeiten bezweckten den Anſchluß
einer in Kürze zur Aufſtellung kommenden, durch Dampfturbine z
triebenen Zentrifugalpumpe, wodurch die Leiſtungsfähigkeit und
triebsſicherheit des Werkes erheblich geſtärkt wird. Es war dazu not
wendig, die Hauptſaugeleitung, die das enteiſnete und filtrierte Waſſer
den Druckapparaten zuführt, für längere Zeit zu trennen, ſo daß während
dieſer Zeit nur eunenteiſnetes, nicht filtriertes Waſſer in das Ver-
ſorgungsgebiet abgegeben werden konnte. Da es ſich dabei jedoch auch
um Grund waſſer handelte, das frei von Krankheitskeimen iſt, ſo
beſtanden in geſundheitlicher Hinſicht gegen die Abgabe dieſes fogenann-
ten Rohwaſfers keine Bedenken. Wenn trotzdem für den Sonntag
empfohlen wurde, das Waſſer nur gekocht zu genießen, ſo geſchah das
elern um auch entfernt liegenden Möglichkeiten von vornherein zu

egnen.
Die Arbeiten ſind ohne Störung durchgeführt und ſeit Montag

vormittag arbeitet das Waſſerwerk wieder in der gewohnten Weiſe.

Weihnachisverkaufszeil. Durch die Bekanntmachung des Magi-
P vom 12. Dezember iſt für die beiden Sonntage vor Weihnachten
ie Verkaufszeit in den Geſchäften von 11 Uhr vormittags bis 6 Uhrnachmittags ſeſigeett worden. Leider war es nicht möglich, auch für

die Wochentage die Verkaufszeit zu verlängern, weil die gegenwärtige
Kohlenzufuhr äußerſt gering iſt und ſowohl das aswerk als auch das
Elektrizitätswerk einer größeren Belaſtung nicht gewachſen ſind. Für
die Wochentage gilt demnach die bisherige Geſchäftszeit weiter, d. h.
alſo, Lebensmittelgeſchäfte, die ſchon vor dem 1. Oktober 1917 den

ar andern Geſchäfte nur bis 5 Uhr abends offen häallen.
Handel mit Lebensmitteln vorwiegend betrieben haben, dürfen bis 6 Uhr

De Volkshochſchularbeit hat kräſtig eingeſetzt und ſchrei
tet rüſtig fort und zwar nicht nur hier, fondern auch in den beiden
Feen Gebieten und Thüringen. Jn Univerſitäts-, Mittel und

leinſtadt und auf dem Lande fallen die Gedanken der Hebung der
Volksbildung, der Vertiefung des deutſchen Gemütslebens, die Pflege
edlen Gemeinſinns und der Erziehung zum Staatsbürger bei Frauen
wie Männern und der heranwachſenden Jugend auf fruchtbaren Boden.
Unter ſtärkſtem Andrange werden hier gegenwärtig drei Reihen wiſſen
ſchaftlicher Vorleſungen geboten und am Sonntage ſetzte dieſelbe Tätig-
keit mit erfreulichem Erfolge. auf dem Lande ein: Frl. Pfanne und
Univerſitätsprofeſſor Dr. rer et. pol. Wolff ſprachen über das Wahl
recht der Frau in Osmünde. Ein Volksabend für Osmünde, Gröbers,
Schobitzſch, Bennewitz, Benndorf und Gottenz mit Naundorf. Sonn-
tag, den 22. Dezember bringt für Oppin, Pranitz, Freiheit, Jnwenden,
Harsdorf, Plößnitz, Ober- und Untermaſchwitz, Tornau, Mötzlich, drei
ür die Gegenwart wichtige Vorträge Halliſcher Hochſchullehrer: 1.
rof. Dr. Waentig: Neue Wege der Volkswirtſchaft. 2. Prof. Dr.

P. Holdefleiß: Neues in der Landwirtſchaft (Wendung in der Arbeiter
frage). 3. Prof. D. Lütgert: Neues auf altem Grunde (Moralunter-
richt Deutſche Sittenlehre). Die Darbietungen beginnen um 3 Uhr

in ſeinen Gedanken keine Aenderung hervor. Daß ein
Mädchen wie die Gret ſo einen „Krampen“ wie den Schnei-
der möge, konnte er fürs erſte nicht glauben. Wenn ſie ihn
aber mochte, wenn ſie ſo einen „miſerabeln Kerl“ lieber
haben konnte als ihn, dann ſollte ſie ihn nur nehmen und
zum Geſpött werden mit ihm! Unſer Burſche hatte über
die „Weibsbilder“ ſchon ſo viel nachgedacht und vernommen,
daß er wußte: ſie ſeien eigentlich „d's Deufels“ und aus-
kennen werde ſich ſo leicht keiner in ihnen. Als er ſich aber
vorſtellte, daß die Gret ſich wirklich dergeſtalt verirren und
den Schneider nehmen könnte, wo doch er, der Michel, zu
haben war, da ſtieg ein Gefühl der Geringſchätzung gegen
ihren Verſtand, ihren Charakter, ihre ganze Perſon in ihm
auf, welche die Liebe für den Moment gänzlich überdeckte.
„Wann's ſo komma dät, wann's dean lieber hätt' wie mih,
nocht dät e me doch ſchäma', doß e nor a Menutt ebes von
'r g'halta' hab!“ Es war ihm aber auch bei dieſem Aus
ruf noch, als ob's eigentlich doch nicht ſo ſein könnte.

Unterdeſſen hatte die Ernte begonnen, und in dieſer
Zeit können es Leute, die in einem Dorfe, zumal in einer
Gaſſe wohnen, nicht vermeiden, ſich öfter zu ſehen. Michel traf
die Gret eines Tages mit dem Maurer, dieſer grüßte, und
unſer Burſche konnte nicht ſo ſehr die Lebensart außer acht
ſetzen, daß er nicht dankte. Wie er nun mit ehrbarem Ton
„Godda'n Ohbed“ ſagte, benutzte das Mädchen die Gelegen-
heit, um mit etwas gedämpfter Stimme gleichfalls ein
„Godda'n Ohbed“ anzufügen. Was ſie ſich dabei gedacht,
konnte zweifelhaft ſein; gleichwohl empfand Michel diesmal
bei dem Ton ihrer Stimme ein wohtuendes Zucken in ſeinem
Herzen, und es ſchien ihm unmöglich, daß dieſes nachträgliche
„Godda'n Ohbed“ nicht etwas zu bedeuten habe, und zwar
etwas Gutes. Das nächſtemal kam ſie ihm allein entgegen.
Sie grüßte nicht, weil ſie jetzt eben von ihm gegrüßt zu wer
den hoffte. Als er aber wieder ſtumm blieb, ſah ſie ihn von
der Seite mit einem Blick an, der auch einen Härtern, wie er
war, in die Seele hätte treffen müſſen. Dieſer Blick ſagte:
„O du dummer Kerl, willſt du a Mädle net grüeßa', die ſo
viel auf de hälti“ Michel konnte ſich der Wirkung dieſes
Blickes nicht entziehen. Als er einige Schritte weiter ge
gangen war, ſagte er ernſthaft zu ſich: „Jetz iſch m'r doch ſo
fürkomma'n, als ob am End hot doch der Kapper
rehcht!“

(Berger, Harsdorf). Die freie Ausſpra
zu Freiheit Oppin im Jummelſchen
Eintritt iſt frei. Jeder hat Zutritt.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadithegler. Heute Mittwoch nachm 35 Uhr „Schneewitt

chen“, abends 754 Uhr „Die vorſichtige Jungfrau“, ein gotiſches Luft
ſpiel von Walter Harlan. Donnerstag „Die weiße Dame“, Freitag

über das Gebotene erfolgt
le, abends 735 Uhr. Der

„Coſi fan tutte“, Sonnabend nachmittag „Schneewittchen“, abends 7
Uhr geht in neuer Einſtudierung erſtmalig Björnſons Schauſpiel „Ueber
unſere Kraft“, 1. Teil, in Szene. Sonntag nachmittag „Fauſt“ I. (Gret-
chentragödie), abends 7 Uhr „Lohengrin“.

Aus der Provinz.
Merſeburg. Klarſtellung. Jn der vorgeſtrigen Nummer mel

deten wir das Verſchwinden der jugendlichen Arbeiterin Frieda Wolzog
von hier. Als Grund wurde verletztes Ehrgefühl angegeben, da ſie zu
einem Schadenerſatz herangezogen werden ſollte. Wie uns der Ar
beitgeber mitteilt, trifft dies nicht zu. Wohl hat die W. einen geringenSchaden verurſacht, aber von einem Schadenerſatz iſt nicht Weprochen

worden. Wie uns nun mitgeteilt wird, hat ſich die als dermißt
gemeldete Arbeiterin Wolzog geſtern wieder in der elterlichen Wohnung
eingefunden.

Merſeburg. Einer Diebesbande konnte man dieſer
Tage hier bzw. in Halle habhaft werden, die nachweislich die
letzten Einbruchsdiebſtähle verübt hatte. Am Sonnabend vor
mittag wurden fünf Perſonen am Stadtpark beobachtet, die Ein
bruchswerkzeuge und einen größeren Koffer mit ſich führten. Zwei
davon, der Arbeiter Käſter und der Soldat Fiedler von hier, fuhren
mit dem Koffer mit der elektriſchen Fernbahn nach Halle, wo ihre
Feſtnahme veranlaßt wurde. Jn einem Koffer befanden ſich
4 Enten und 10 Hühner. Bei einer Streife im Stadtpark wurde
dann noch ein Sack mit 1 Ente und 4 Hühnern ſowie Einbruchs
werkzeug gefunden. Die aufgefundenen Gegenſtände laſſen darauf
ſchließen, daß die Bande die letzten Diebſtähle in der Kläranlage,
beim Arbeiter Fiedler (Gerichtsrain) und im Grundſtück Kleine
Ritterſtraße ausgeführt haben. Die Ermittelungen, woher das
geſtohlene Geflügel ſtammt, ſind noch im Gange.

Pieſterit. Ueberfahren wurde am Bahnübergang Stein
gutfabrik Abtsdorf der aus dem Felde zurückgekehrte 21 jährige
Paul Bertz aus Kleinwittenberg. Derſelbe war durch die ge
ſchloſſene Schranke auf dem dritten Gleiſe ſtehen geblieben, hatte
hier einem vorüberfahrenden Militärzug aus der Richtung von
Roßlau zugewinkt. Hierbei wurde er von einer Lokomotive aus
der Richtung von Wittenberg erfaßt und beiſeite geſchleudert, wo
bei er außer Hautabſchürfungen im Geſicht, den rechten Arm
verlor. Nach angelegtem Notverband wurde er mittels Kranken-
Wagens in das Paul-Gerhardt-Stift geſchafft.

Görsbach. Schwerer Unfall. Der erſt vor kurzem aus
dem Felde zurückgekehrte Landwirt Friedrich Thelemann verun-
glückte dadurch, daß ein von ihm zum Verladen geführter Bulle
auf der Laderampe ſcheute und zwiſchen Eiſenbahnwagen und
Rampe hinabſtürzte. Hierbei kam T. unter das Tier zu liegen
und brach ein Schienbein. Da zufällig auf dem hieſigen Güter
bahnhof ſonſt niemand anweſend war, konnte der Bedauernswerte
erſt nach einiger Zeit aus ſeiner gefährlichen Lage von auf ſeine
Rufe hinzukommenden Leuten befreit werden.

Freyburg. Frechheit. Der Gärtner Rumpf, hier, war
kürzlich von noch unbekannten Dieben durch Entwendung neuer
Wäſche im Werte von mehreren hundert Mark geſchädigt worden.
Jetzt fand ſich die Hälfte des Diebesgutes in einem Sacke wieder,
der in einem Strauch' auf den Schweigenbergen lag. Auf einem
beigefügten Zettel war zu leſen: „Was unbrauchbar, zurück. Mit
Gruß dein Freund!“

Laucha. Geprellt. Am Donnerstag erſchien auf dem
hieſigen Kriegsgefangenenkommando ein Feldwebel, der angab,
beauftragt zu ſein, das Gefangenen-Papiergeld einzugziehen, da
das Gefangenlager in Merſeburg aufgelöſt werde. Die Ge-
fangenen, ſowie der Kommandoführer, ein Gefreiter, der erſt ſeit
kurzem hier iſt, kamen dieſer Aufforderung im guten Glauben
nach. So konnte der „Herr Feldwebel“ nach Einziehung von 80)
Mark weiterreiſen. Leider ſtiegen den Beteiligten erſt hinterher
Bedenken auf, daß dieſer Herr Feldwebel ſich nicht ausgewieſen,

machte ihn mit ſeiner Erfahrung und ſeiner Vermutung be-
kannt. Wie Kaſpar ihn auf ſolchem Wege ſah, rief er: „No,
was hab' e denn g'ſakt? Die Gret hot dih em Kopf, des
hab' e ſchon' lahng g'wißt; aber du loſcht (läſſeſt) ja net mit
d'r reda'!“ „No, no,“ erwiderte Michel begütigend; und
nach einem Moment des Nachdenkens ſetzte er hinzu: „Du
moeſt alſo, i hätt Hoffnung s iſt dei Earnſt?“ „Freile
iſch mei Earnſt,“ entgegnete Kaſpar. „Wer ka' doh no
zweifla'! Aber ietz mach amol 'n Fried mit dei'm oefäl-
tenga' Trutza' doh und dua', was ſe für a rechts Mannsbild
g'höart!“ Michel ſtand mit tiefſinnigem Geſicht da.
„Wann's d'G'legenheit git (gibt),“ erwiderte er endlich,
„will e ſeha'!“

Dieſer abendliche Diskurs fand gegen Ende der Woche
ſtatt. Nachdem am Samstag noch ein tüchtiges Gewitter
ſich entladen und die Luft abgekühlt hatte, kam ein ſchöner
und nicht allzu heißer Sonntag. Das Wintergetreide war
größtenteils zu Hauſe, die Gerſte der Sichel entgegengereift,
und da ſich die Ernte ſo gut angelaſſen, glaubte man, ſie
werde auch gut zu Ende gehen. Jn ſolchem Vertrauen ent-
wickelt ſich in der Seele des Bauers ein gründliches Behagen
und er fühlt das Bedürfnis, ſich ein Pläſir zu machen.

Heute ſtellte ſich bei Michel nach dem Eſſen der Kamerad
ein und machte den Vorſchlag, „zum braunen Bier zu gehen.“
Zu den Eigenheiten unſeres Burſchen gehörte es, auch dann,
wenn er etwas zu tun geneigt war, ſich nötigen zu laſſen.
Er ſah dermalen den andern mit einer Miene an, die weit
entfernt war, Beiſtimmung auszudrücken. Die eben an
weſende Mutter rief indes: „Gang mit! Komm ſt doch oh
widder amol aus'm Doraf naus ond unter d'Leut!“
„Ha'et wurd's vohl (voll),“ bemerkte Kaſpar. „D's Bier ſoll
fei'dle guet ſei' ond d's Wäder iſt ſchöa! Wer woeß,“ ſagte
er lächelnd zu Michel, „ob d'net ha'et oena ſikſcht, die d'r
g'fällt!“ Die Mutter zuckte die Achſeln und entg nete für
Michel: „Gang weiter! Deam g'fällt oena! Dia Hoffneng
hab' e lang aufgeba'!“ Sie verließ die Stube. Kaſpar
machte ein pfiffiges Geſicht und ſagte zu Michel: „Die merkt
no' nex!“ Auch unſer Burſche verriet auf ſeinem Geficht
einige Schlauheit; dann aber erwiderte er: „Sie ſoll oh nex
merka', bis d'Sach klor iſt!“ Und mit einem c z
Wink ſetzte er hinzu: „Woeſcht no', was e dr g'ſakt hab'

„Ja wohl,“ entgegnete Kaſpar mit C „Aber iet
Denſelben Abend noch ſuchte er den Kameraden auf und

We

mach'!“ rtſetzung folgt.)
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wan aber dieſen Ausweis auch nicht verlangt hatte, und allmählich
dämmerte die drückende Erkenntnis, wahrſcheinlich von einem fal

Kaſſierer geprellt zu ſein. Dieſer wird geſchildert: kleine
Feldwebel Uniform mit Koppel, ſächſiſche Kokarde, Wickel

e mit Sporen. Sachdienliche Angaben wolle man der
oligeiverwaltung hier mitteilen.

Radewell. Aufgedeckter Schleichhandel. Einem
umfangreichen Schleichhandel iſt man hier auf die Spur gekom-
men. Für einen hieſigen Kaufmann traf eine Waggonladung aus
Erfurt ein, die als „Umzugsgut“ bezeichnet worden war. Auf
eine entſprechende Mitteilung der Erfurter Polizei ſah man ſich das
Umquoegut etwas genauer an und ſiehe da, in Kiſten und Fäſſern
wohlverſtaut, fand man Mehl, Zucker und andere begehrenswerte
Artikel, die dem Schleichhandel entſtammten. Zum Fortſchaffen
der koſtbaren Sachen waren mehrere Fuhrwerke erforderlich. Die
Lebensmittel ſollen in den Gemeinden verkauft werden.

Güſten. Ums Leben kam die Ehefrau des Bergarbeiters
P. Hoffmann durch unvorſichtiges Hantieren mit einem Armee-
revolver, den der 14 jährige Sohn des Eiſenbahnſchaffners Fried-
rich von einer auf dem Marſche befindlichen Sanitätskolonne ge
ſtohlen hatte. Die Kugel drang der Frau H. in den Kopf und
führte den ſofortigen Tod herbei.

Wittenberg. Von einem Zuge überfahren und getötet
wurde laut W. Allg. Ztg. geſtern nachmittag auf dem hieſigen nhofe der Hberbahneſſiſtent Fran Guſtav Britſche, hier, Falkſtraße 2,

wohnhaft. Er hatte beim Ueberſchreiten der Geleiſe einen aus der
Richtung Falkenberg kommenden Zug nicht bemerkt, wurde von dieſem
erfaßt, überfahren und ſofort getötet. Der Verünglückte iſt am 30. No-
vember 1873 in Kliſe bei Bautzen in Sachſen geboren und hinterläßt
eine Witwe und 2 der.

Gänſediebe. Jn der Nacht zum vergangenen Mttwoch
wurden mittelſt Einbruchs bei dem Gaſtwirt Grau Bülzig zwei
Gänſe geſtohlen. Den Ermittelungen der hieſigen Polizei iſt es geſtern

als die Täter die Arbeiter Julius Brender und Guſtav Seiler
aus Kleinwittenberg zu ermitteln und feſtzunehmen. Da ſie bei ihrem
Verhör verdächtige Angaben machten, wurden bei einer Durchfuchung
in dem Reſtaurant „Zur Wolfsſchlucht“ hier die Gänſe vorgefunden
und beſchlagnahmt.

Dobien. Seit Mittwoch iſt die 14jährige Tochter Roſa des Schnei-
dermeiſters Herrn Leupold ſpurlos verſchwunden. Das Kind hatte
am Mittwoch Gepäck nach dem Wittenberger Bahnhof ge-
bracht, kehrte ſpäter wieder nach der elterlichen Wohnung zurück. Nach
einem etwa ſtündigen Aufenthalt hat ſich das Mädchen wieder ent-
fernt und iſt nach 5 Uhr in der Nähe des Waſſerwerkes geſehen worden.
Trotz eifrigfter Nachforſchungen der Eltern konnte bisher über den Ver-
bleib nicht das geringſte feſtgeſtellt werden. Bekleidet iſt das Mädchen
unter anderm mit blauem Rock, ſchwarzer Samtbluſe und Schnür-
ſchuhen. Die beſorgten Eltern bitten um umgehende Nachricht, wenn
etwas ermittelt wird.

Ein Einbruchsdiebſtahl, bei dem aber die Allgemeinheit mehr
als der Beſtohlene ſelbſt betroffen worden iſt, iſt in verga er Nacht
in dem Geſchäft des Herrn Kaufmann Leopold in der Collegienſtraße
verübt worden. Der oder die Diebe ſind von der Mittelſtraße aus durch
ein Fenſter eingeſtiegen, ſind bis in den Laden vorgedrungen und

nun dort etwa 2000 Zigaretten und einen Kübel, in dem ſich etwa
z Zentner Butter befand, die heute an die eingetragenen Kunden zum

gelangen ſollte, geſtohlen. Trotz aller Nachforſchungen konnte
bisher von dem Verbleib der Butter keine Spur gefunden werden.

Eisleben. Eine Volksverſammlung, die Saal und
Nebenräume des Wieſenhauſes zum Erdrücken gefüllt hatte, fand
hier am Montag abend ſtatt. Obwohl infolge Bahnſtörung die
Verſammlung erſt ſehr verſpätet beginnen konnte, hielten alle
aus. Genoſſe Ad. Thiele ſprach über Frieden, Noional-
ver ſammlung und Sozialdemokratie V Unab-
hängigen hatten von Halle Hilfe erbeten, die in der Perfon Hilde-
brandts erſchienen war. Der Referent beſprach die allgemeine
durch die Revolution geſchaffene Lage, die recht trüben Ausſichten
auf einen erträglichen Frieden, die aus innerpolitiſchen und wirt-
ſchaftlichen Gründen erforderliche möglichſte Beſchleunigung des
Zuſammentritts der Nationalverſammlung, die vorausſichtliche Ge
ſtaltung der durch die Verhältniſſe uns aufgezwungenen Finanz-
maßnahmen und die Möglichkeit und Notwendigkeit der Ueber
führung aller Betriebe, die dazu geeignet ſind, in den Beſitz der
Geſellſchaft. Die Sozialiſierung laſſe ſich nicht übers Knie brechen,
aber ſie ſolle tunlichſt gefördert und beſchleunigt werden. Schließ-
lich widerlegte Redner die Hauptangriffe, die von den Unab-
hängigen gegen die Sozjaldemofratie erhoben werden, um fie in
den Augen der Wähler als unzhwerläſſig, von der Regierung und
den bürgerlichen Parteien abhängig und die Jntereſſen der Ar
beiter und die Revolution verratend hinzuſtellen. Mit der Auf-
forderung, am Wahltage der ſozialdemokratiſchen Partei hre
Stimme zu geben, ſchloß der Vortragende ſeine mit großem Beifall
aufgenommenen Ausführungen. Jn die Debatte griff nur Hilde-
brandt ein. Seine zum Teil direkt aus den Fingern geſogenen,
zum andern Teile entſtellten Behauptungen waren ſo demagogiſch,
daß auf die wichtigſten im Zuſammenhang eingegangen werden
muß. Denn ob Hildebrandt oder oder Z., die unabhängigen
Agitatoren haben alle nur eine Walze auf ihrer Leier. Darum
liegt es im Jntereſſe der Sache, ihre Methode und ihre Mittel
zu beleuchten. Wenn kritiklos hingenommene Phraſen anſprechend
wären, würden die die beſten Wahlausſichten haben.
Aber ihre Furcht von der Wahl iſt ſo deutlich erkennbar, daß ſie
ſelbft nicht von der Güte ihrer Sache überzeugt ſein können.

Eisleben. Diebſtähle. Einem Anwohner der Halliſchen
Str wurden in der Nacht zum 9. Dezember durch Einſteigen in
das Gehöft 12 Hühner und ein Hahn im Werte von 200 M. ge
ſtohlen. Am 13. Dezember, nachmittags gegen 4 Uhr, wurde
einem hieſigen Schüler das Fahrrad im Werte von 150 M. aus dem
Hausflur des Grundſtücks Lindenſtraße 36 von einem Unbekannten
geſtohlen.

Beim Plündern erſchoſſen. Am Sonnabend
morgen wurde auf dem hieſigen Bahnhof durch einen Poſten ein
Mann erſchoſſen, da er beim Plündern ertappt wurde. Gleich-
zeitig wurden einige Leute bei verſuchten Diebſtählen auf dem
Bahnhofe feſtgenommen.

Ellenburg. Von einem Einbrecher erſchoſſen wurde,
dem Polizeiberichte zufolge, nachts in der Sommerſchen Abdeckerei rechts
der Wedelwitzer Straße, an der Halliſchen Bahnſtrecke, der Musketier
Edmund Thielecke von der 1. Kompagnie des hieſigen Erſatzbataillons,
der der Polizeiverwaltung zur Verſtärkung beigegeben war. Der Mili-
tärpoſten iſt durch Kopfſchuß ſofort getötet worden; auf den Polizeibeamten, der nicht bewaf t war, ind ebenfalls Schüſſe abgegeben

worden, die aber alle glücklicherweiſe fehlgingen. Hoffentlich gelingt
es den eifrigen Ermittlungen der Polizei, recht bald des Mordbuben
habhaft zu werden.

Torgan. Ein großer Diebſtahl iſt in der vergangenen
Nacht in dem Uhrengeſchäft von Otto Egert in der Bäckerſtraße,
Ecke Scheffelſtraße, verübt worden. Der oder die Diebe haben
die an den Eingangeſtufen das Schaufenſter dicke
Scheibe eingedrückt und mehrere Wandſelder mit Uhrketten uſw.
ausgeräumt. Der Wert der e Sachen iſt ſehr beträcht-
lich. Geſtohlen wurden: vier Damen, zwölf Herrenuhren (goldene
und ſilberne), Uhrketten, Ohrringe, Broſchen, Manſchettenknöpfe
und andere Schmuckgegenſtände. Der Geſamtwert der geſtohlenen
Sachen beträgt rund 2000 Mark.

Die unabhängige Sozialdemokratie
GroßBerlins für die Vational-

verſammlung.
Sonntag vormittag trat in Berlin eine außerordentliche

Iverſammlung des Verbandes GroßBerlin der un-
rer Sozialdemokratie zuſammen, um bei der Un-

t, einen allgemeinen Parteitag einzuberufen,
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wenigſtens die Genoſſen GroßBerlins zur Frage der Natio-
nalverſammlung ſprechen zu laſſen. Fze e berichtete über
die politiſche Lage. Er verbreitete ſich zunächſt über die
Mitarbeit der Unabhängigen in der Regierung und kam da-
bei auf die im Reiche zu ſprechen.Haaſe meinte, man brauche die Tendenz zur Wiedervereini-
gung der Unabhängigen und der alten Sozialdemokratie
nicht für richtig zu halten, aber all die zahlreichen Beſtre
bungen ſeien Symptome für die Stimmung des Proletariats,
über die nicht ohne weiteres hinweggegangen werden könne.
Die Nationalverſammlung bezeichnete Haaſe ſodann für unabwendbar. Er ſei ſtets für Demokratie und Sozialis-

mus eingetreten. Die Reichsverſammlung werde wohl den
Wahltermin auf den 19. Januar zurückſchrauben. Aber auch
dann müſſe ſich die Partei an den Wahlen beteiligen. Das
Ergebnis der Wahlen zu dem Zentralrat der Arbeiter und
Soldatenräte in Berlin bezeichnete Haaſe als abſchreckend.
Und was habe man ſich früher alles von dieſen Wahlen ver-
ſprochen! Dann wandte ſich Haaſe dem Spartakusbunde zu,
der eine eigene Organiſation in der unabhängigen Partei
bildet. Wenn die Unabhängigen, wie es der Spartakusbund
wolle, bei den Wahlen zur Nationalverſammlung die Parole
der Nichtbeteiligung befolgen wollte, dann würden 99 Pro-
zent des Proletariats dieſer Boykottparole nicht folgen. Es

ehe nicht an, daß der Spartakusbund die unabhängige
artei bekämpfe. Er (Haaſe) habe ſchon auf dem Gothaer

Kongreß dagegen proteſtiert, daß der Spartakusbund die
Partei als ſchützendes Dach gebrauche; er ſei der Meinung
geweſen, daß es beſſer geweſen ſei, wenn beide Richtungen
ſich trennten. Haaſe verbreitete ſich dann über die äußere
Lage, zeigte, was die neue Regierung bereits geleiſtet, und
ſchloß: Das kapitaliſtiſche Syſtem kann man nicht in 24 Stun-
den ſtürzen. Das iſt ein Prozeß von longer Dauer, und
die Regierung hat alles getan, um dieſen Prozeß wenigſtens
einzuleiten. Unſer einziger Gegner darf nur der Kapitalis-
mus ſein, gegen ihn müſſen wir mit allen Mitteln kämpfen
und bei den Wahlen vor allem die Köpfe revolutionieren.
Das Proletariat in ſeiner Geſamtheit muß alle Kraft ein
ſetzen, damit die Rechte, die wir errungen haben, nicht wieder
verloren gehen. (Begeiſterter Beifall.) Hierauf ſprach die
Luxemburg als Korreferenkin. Und ſie hub ſo an
„Genoſſe hat ſoeben eine Anklagerede gegen die Politik
gehalten, die er ſelbſt gemacht hat, und eine Verteidigungs
rede für die Politik der Ebert-Scheidemann.“ Und weiter
ſagte ſie, wenn die Unabhängigen bei den Wahlen in Berlin
eine Niederlage erlitten hätten, ſo ſei die wahre Urſache die
Politik Hagſe in der Regierung. Die Zuſtände in der unab-
hängigen Sozialdemokratie ſeien unhaltbar, da hier Elemente
vereinigt ſeien, die nicht zuſammengehörten. Man müſſe ſich
entweder zum Zuſammengehen mit der einen Seite, den
„Sozialpatrioten“, oder mit ihnen, dem Spartakusbunde ent-
ſcheiden. Sie legte am Schluſſe eine Reſolution vor, die an
erſter Stelle das Ausſcheiden der Vertreter der unabhängigen
Sozialdemokratie aus der Regierung verlangt.

Jntereſſant iſt, daß in der Ausſprache der unabhängige
Volksbeauftragte Barth in ſeiner Polemik gegen die
Luxemburg ſagte, die r die Kriegsanleihe zu annul
lieren, würde den ſofortigen Zuſammenbruch Dentſchlands
zur Folge haben, den Einmarſch Fochs nach ſich ziehen und
den Verluſt des Ruhrreviers bedeuten.

Es wurde ſchließlich eine Reſolution r
nachdem die Spartakusreſolution und eine andere unab-
hängige Reſolution, wonach nur die Räteverfaſſung dem
Geiſte des Parteiprogramms entſpreche, man ſich aber den-
noch an den Nationalratswahlen beteiligen müſſe, abgelehnt
er mit 485 gegen 195 Stimmen angenommen, die ſo
autet:

Die Verbandsgeneralverſammlung erklärt: Die wich
tig ſte Aufgabe der U. S. P. iſt augenblicklich die Or-
ganiſation der Wahlen zur Nationalverſammlung. Es
handelt ſich darum, alle Kraft des Proletariats aufzu-
bieten, um den Sieg des Sozialismus über die Bour
geoiſie zu erringen. Die U. S. P. betrachtet ſich als die
Trägerin der Revolution und als ihre vorwärtstreibende
Kraft. Sie iſt gewillt, alle daraus entſtandenen Pflichten,
wie es die Situation jeweils erfordert, ſei es in der ſozia-
liſtiſchen Regierung, ſei es in entſchloſſener Oppoſition
gegen jede konterrevolutionäre Bewegung zu erfüllen. Sie

fordert ihre Vertreter in der Regierung auf, mit aller Ent-
ſchiedenheit und ohne ſchwächliche Rückſichtnahme an der
Sicherung und Vermehrung der revolutionären Errungen-
ſchaften zu arbeiten.

Die unabhängige Sozialdemokratie will alle Pflichten,
die ſich aus der jeweiligen Situation ergeben, erfüllen. Das
iſt der reinſte Opportunismus, den die Unabhängigen in
ihrer Unentwegtheit ſtets abgelehnt haben. Aber es iſt auch
der einzig richtige Standpunkt. Auch was Haaſe über die
Verwirklichung des Sozialismus geſagt hat, deckt ſich durch-
aus mit dem Standpunkte unſerer Partei. Das Jnter-
eſſanteſte iſt aber die Auseinanderſetzung mit den Sparta-
kuſſen. Haafe erklärt es für einen unhaltbaren Zuſtand, daß
dieſe eine Organiſation in der unabhängigen Partket bilden,
um dieſe zu bekämpfen. Damit wird nachträglich durch die
Unabhängigen ſelbſt die Leipziger Volkszeitung läßt
einen wahren Dithyrambus ſteigen über die klare Scheidung
zwiſchen den Unabhängigen und den Spartakuſſen die
Haltung der alten als richtig auerkannt
worden, als dieſe die Unabhängigen aus der Partei aus
ſchloß, weil ſie eine eigene Partei in der Partei gründeten,
um die Sozialdemokratie zu bekämpfen.

Unter der Ueberſchrift: Endlich Klarheit! ſchreibt die Freiheit
unter anderm: Die politiſche Entſcheidung war längſt gefallen, daß
die große Mehrheit der deutſchen Arbeiter auf dem Voden der Demo

kratie und damit der e Statt aber politiſchzu handeln, wurde theoretiſch diskutiert. Die Generalverſammlung
(des Berliner Wahlverein der U. S. P.) hat den dringend not-
wendigen Wandel P Die Reſolution der Genoſſin Roſa
Luxemburg für die Räteverfaſſung Fern die Nationalderſammlung
blieb mit 125 Stimmen in der Minderheit, dagegen erhielt die Re
ſolution Zeengzt 485 Stimmen. Sie ſpricht aus, daß jetzt die H.

auch nach rechts. Von vechts trennt uns die Ueberzeugung, daß die
e eine Gefahr für die Revolution bedeutet.

Deshalb brau wir unſere volle Selbſtändigkeit. Die General.
verſammlung hat i auch die große rheit der Berliner
Parteigenoſſen dieſen g gen will.

IJntereſſant iſt an der Auslaſſung der Freiheit, daß die Unab-
hängigen von uns Sozialdemokraten nur die a
keit trennt. Nach der Feſtſtellung der Luxemburg die
um e in vollem Umfange mit verantwortlich für die ganze
Politik der Volksräte nach der Revolution.

GSewerkſchaftliches.
Die Forderungen der Techniker.

Der Bund techniſcher Berufsſtände hatte zu geſtern die Preſſe
zu einer Beſprechung geladen, um ihr ſeine Klagen über die noch
immer fortdauernde Zurückſetzung der Techniker vorzutragen.
Milliardenwerte ſeien im Krieg dadurch verloren gegangen, daß
man den Techniker ſtets und überall dem Offizier unterſtellt habe.
Jetzt endlich müßten Sachverſtändige an die entſcheidenden Stellen,
das müßten die Techniker unter allen Umſtänden erzwingen. Jn
dem Einladungsſchreiben war ſogar mit dem Gedanken eines
Generalſtreiks geſpielt, um dieſem Gedanken im Jntereſſe des
ganzen deutſchen Volkes den nötigen Nachdruck zu verleihen.

Leider ſind ſich aber die Techniker gar nicht darüber einig,
worauf ſie nun eigentlich hinaus wollen. Während ein Teil von
ihnen der Sozialiſierung zuſtimmt, erklärte der Bundesvorſitzende
Hartmann in ſeinem Schlußwort, daß die Techniker gar nicht daran
dächten, die Kuh zu ſchlachten, die ihnen Milch gäbe. Vielleicht
einigen ſich die Techniker erſt einmal darüber, worauf ihre ſach
verſtändige Politik eigentlich hinauswill.
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Vom Deutſchen Eifenbahner- Verband (Bezirk Sachſen) wirduns geſchrieben: Die Arbeitsgemeinſchaft ſächſiſcher Staatsbahn-

beamtenverbände, ein Konglomerat von Beamtenvereinen und
Grüppchen, wie es ſelten anzutreffen iſt, hat ſich der ſächſiſchen
Staatsregierung gegenüber als die allein berufene Vertretung der
ſächſiſchen Staatsbeamten uſw. aufgeſpielt und von ihr die An
ler als eine Art nichtgewerkſchaftlicher Organiſation ge
fordert. Sie kam auf dieſe Weiſe den anderen gewerkſchaftlichen
Organiſationen zuvor, und verſuchte ihnen ein Schnippchen zu
chlagen und ihnen das Waſſer inſofern abzugraben, und verfuchten,
ogen. Beamtenausſchüſſe einzurichten. Eine Abzweigung der Ar-
beitergemeinſchaft beruft ſich dabei auf das Vorgehen des Mini-
ſterialdirektors Dr. Hedrich im Finanzminiſterium und flink, wie
ſie bei ſolchen Gelegenheiten einmal ſind, ſchreiben ſie ſchleunigſt die
Wahlen zu den ſogen. Beamtenausſchüſſen aus, an der teilnehmen
können: alle Beamten, Anwärter und Angeſtellte. Auch einen Wahl-
ausſchuß haben ſie ſich ſchnell in Geſtalt der Vertrauensmänner der
betreffgnden Eiſenbahnervereine zugelegt. Soweit gut. Aber nun
kommt der Pferdefuß! Gewählt dürfen in die Beamtenausſchüſſe
nur werden diejenigen Angehörigen des Eiſenbahnerperſonals, die
einer Beamtenorganiſation angehören. Das heißt mit anderen
Worten: Beamte, die Mitglieder einer freien gewerkſchaftlichen Or
r ſind, dürfen in dieſe Ausſchüſſe nicht gewählt werden.

ieſe Stimmung drückt der ganzen Sache von vorn herein den
Stempel der Mache auf, darauf berechnet, den Teil der Unter
beamten, die die Gewerkſchaften als ihre berechtigte Jntereſſenver-
tretung anſehen, an die Wand zu drücken und dem Willen der
A. S.E. zu unterwerfen. Dieſe Spekulation iſt ſehr durchſichtig,
denn der größte Teil der Unterbeamten, beiſpielsweiſe bei der
Eiſenbahn, gehört den gewerkſchaftlichen Eiſenbahnerverbänden und
ſpegiell dem Deutſchen Eiſenbahner- Verbande an.

Da dieſe Beamtenausſchüſſe bei allen dienſtlichen Maßnahmen,
bei der Beſetzung der Dienſtſtellen uſw. mitbeſtimmend wirken, mit
das entſcheidende Wort ſprechen, ſo greift die Arbeitergemeinſchaft,
ſoweit es fich namentlich um den Bereich des Eiſenbahnbetriebes
handelt, in das Arbeitsgebiet der Gewerkſchaften ein, die fich das
Vorgehen der A. S.-E. unter keinen Un den gefäuen- ſſen.
werden. Man möchte dort ſo gern die Gruppen der Unter
beamten für allerhand reaktionäre politiſche Zwecke ködern, denn
das iſt lediglich der Zweck der Uebung, und man ſtürzt ſich mit einer
geradezu verdächtigen Eile darüber her.

Jetzt auf einmal ſollen die Lokomotiv- und Feuerleute, die Be
amten und Angeſtellten im Verſchub-, Zugbegleitungs-, Bahn-
bewachungs und Uterhaltungsdienſt, die Hilfsarbeiter und Ge
hilfen für eine Sache intereſſiert werden, die viel beſſer und ziel
bewußter von einer freien gewerkſchaftlichen Organiſation, wie dem
Deutſchen Eiſenbahner- Verbande abgenommen werden kann und
wird. Ohne ihre Zuſtimmung irgendwie erſt einzuholen, wird über
die Angehörigen dieſer Berufsgruppen im Eiſenbahndienſte in einer
Weiſe verfügt, die höchſt eigenartig abſticht, von der Freiheit und
dem Mitbeſtimmungsrechte, welches die A. S.E. jetzt auf einmal
für ſich beanſprucht.

Die ſächſiſche Staatsbahnverwaltung weiß um das Plänchen.
Sie, die in dieſer großen geſchichtlichen Spanne eine höchſt merk
würdige, ja geradezu zweifelhafte Rolle, namentlich in der Durch
n des achtſtündigen Arbeitstages und in der Regelung der

rbeiterlöhne und Gehälter der unteren Beamten ſpielt, ſoll die
Abſicht der Arbeitergemeinſchaft ſo unauffällig wie möglich ge
ſtalten helfen und zum Zwecke der Regelung aller, für das geſamte
Perſonal in Betracht kommenden dienſtlichen Angelegenheiten, Aus
ſchüſſe an den einzelnen Dienſtſtellen einrichten, worin auch die Be
amten vertreten ſein ſollen. Auf dieſe Weiſe glaubt man, das Vor-
gehen der Arbeitsgemeinſchaft ſchmackhafter zu machen und bei der
gewerkſchaftlichen Organiſation nicht anzueden. Damit wird man
aber kein Glück haben. Der Deutſche Eiſenbahner Verband
lehnt eine Verfügung und Mitbeſtimmungsrecht der A. S.-E. über
die dienſtlichen Verhältniſſe der Unterbeamten, Angeſtellten uſw.
entſchieden ab. Die A. S.-E. kann ſich um die Intereſſen der mitt
leren und oberen Beamtenvereine kümmern, ſoweit ſie das will.
Je ernſthafter das geſchieht, um ſo beſſer. Die A. S.E. ſoll aber
die Hände von Dingen lafſen, die ſie nichts angehen und die ent
ſchiedener vertreten werden von der freigewerkſchaftlichen Organiſa
ar ſächſiſchen Eiſenbahner: dem Deutſchen Eiſenbahner
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Bildern und Textbildern. Preis 50 Pf. Verlag für SozialwiBerlin SW 68, Lindenſtr. 114. v s ngek
Ueber die Anfänge der deutſchen Revolution einSchleier gebreitet. Serade in den erſten e der

Revolution war die Berichterſtattung über die Ereigniſſe durch die
Preſſe mehr als mangelhaft, da iefer Zeit noch die milifur ihres Amtes ete. r l Tr
eigniſſe dürfte daher weiten Kreiſen als erſte Orientierung illkom
men ſein. Der Verfaſſer der vorliegenden Schrift hat als kteur
des Vorwärts an den Ereigniſſen ſelbſt intenſiv tätigen Anteil genom
men. Das merkt man ſeiner Berichterſtattung an, die etwa eine
bloße Zuſammenſtellung äußerer Tatſachen iſt, ſondern bei aller Knapp
heit und Prägnanz überall auch die inneren Zuſammenhänge klarzu
legon ſtrebt. Deshalb iſt auch in einem Einleitungskapitel die
E kwicklung Deutſchlands während des Krieges, die
volution nicht zu verſtehen iſt, kurz und ü da t. Der
h zeigt namentlich, wie die Politik der

artei die Reaktion tatſächlich entwa
ampf faſt ohne Blutvergießen dur

deres Intereſſe verdient auch das Ka
behandelt, die den eigentl

et hat, ſo daß de heben
ſoe

das an Anſtoß ar Reoollttion
ochfeeflotte

gaben. Zahlreiche Jlluſtrationen aus den Revolutionstagen beleben dieſozialiſtiſche Pflicht erfordert, ſich mit aller Sygſt an den Wahlen
zur Nationalverſammlung zu beteiligen. Die Abſtimmung bebeutet
eine Niederlage des Spartakusbundes und Klarheit nach links, aber

Darſtellung der
jedermann zu er

ſt, ren Anſchaffung bei dem billigen Preiſe
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